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Der Bundestag hat das folgende Gesetz be­
schlossen: 

ERSTER TEIL 

Erfassung des Warenverkehrs 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Der Warenverkehr über die Grenze wird zoll­
amtlich überwacht. Die Uberwachung hat vor allem 
zu sichern, daß der Zoll und die anderen Eingangs­
abgaben erhoben und die Verbote und Beschränkun­
gen für den Warenverkehr über die Grenze beach­
tet werden. Sie ist Steueraufsicht im Sinne der 
Reichsabgabenordnung. 

(2) Waren im Sinne dieses Gesetzes sind alle 
beweglichen Sachen. Einfuhr ist das Verbringen von 
Waren in das Zollgebiet, Ausfuhr das Verbringen 
aus dem Zollgebiet. Waren, die ohne menschlichen 
Willen in das Zollgebiet gelangt sind, werden erst 
dadurch in das Zollgebiet gebracht, daß sie mit 
menschlichem Willen darin bleiben. 

(3) Eingangsabgaben im Sinne dieses Gesetzes 
sind der Zoll, die Umsatzausgleichsteuer und die 
anderen für eingeführte Waren zu erhebenden-Ver­
brauchsteuern. 

(4) Verbote und Beschränkungen für den Waren­
verkehr über die Grenze sind im Sinne dieses Ge­
setzes alle Vorschriften, die das Verbringen von 
Waren über die Zollgrenze oder die Hoheitsgrenze 
verbieten oder beschränken. 

§ 2 

Zollgebiet, Zollanschlüsse, Zollausschlüsse, 
Zollfreigebiete, Zollgrenze, Zollausland 

(1) Zollgebiet ist das deutsche Hoheitsgebiet mit 
den Zollanschlüssen, aber ohne die Zollausschlüsse 
und ohne die Zollfreigebiete. Es wird von der Zoll­
grenze umschlossen. 

(2) Zollanschlüsse sind ausländische Hoheitsge­
biete, die dem deutschen Zollgebiet angeschlossen 
sind. Zollausschlüsse sind deutsche Hoheitsgebiete, 
die einem ausländischen Zollgebiet angeschlossen 
sind. 

(3) Zollfreigebiete sind 

1. deutsche Schiffe und deutsche Luftfahr­
zeuge in Gebieten, die zu keinem Zollgebiet 
gehören, 

2. die Insel Helgoland, 

3. vom Zollgebiet ausgeschlossene Teile von 
Seehäfen (Frcihäf en -- § 86), 

4. Gewässer und Watten zwischen der Ho­
heitsgrenze und der Zollgrenze an der 
Küste {Absatz 4), 

5. Grenzwege und Binnengewässer, die durch 
Rückverlegung der Zollgrenze (Absatz 5) 

vom Zollgebiet ausgeschlossen, einem aus­
ländischen Zollgebiet aber nicht angeschlos­
sen sind. 

(4) Die Zollgrenze an der Küste ist die jeweilige 
Strandlinie. Der Bundesminister der Finanzen zieht 
durch Rechtsverordnung die Zollgrenze an Flußmün­
dungen nach den Erfordernissen der zollamtlichen 
Uberwachung. Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung die Zollgrenze an der 
Küste bis zur Hoheitsgrenze vorverlegen, um die 
zollamtliche Uberwachung zu vereinfachen. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann, um 
die zollamtliche Uberwachung zu vereinfachen, 
durch Rechtsverordnung die Zollgrenze so rück.ver­
legen, daß Grenzwege und Binnengewässer ganz 
oder teilweise vom Zollgebiet ausgeschlossen wer­
den. 

(6) Im Zollgebiet ist das Zollrecht ohne Ein­
schränkung wirksam. In Zollfreigebieten ist das 
Zollrecht nicht wirksam, soweit es daran anknüpft, 
daß Waren Zollgut sind; Absatz 7 bleibt unberührt. 
In Zollausschlüssen ist das Zollrecht nicht wirksam. 

(7) Abfertigungsplätze außerhalb des Zollgebiets, 
auf denen dazu befugte deutsche oder ausländische 
Zollorgane Amtshandlungen nach deutschem Zoll­
recht vornehmen, gelten insoweit als deutsches 
Zollgebiet. Das gleiche gilt für ihre Verbindungs­
wege mit dem Zollgebiet, soweit auf ihnen einzu­
führende oder auszuführende Waren befördert wer­
den. Zollstellen in Zollfreigebieten sind befugt, auf 
ihren Abfertigungsplätzen Amtshandlungen bei der 
Einfuhr und Ausfuhr von Waren vorzunehmen. 

(8) Zollausland sind alle Gebiete, die weder zum 
Zollgebiet noch zu den Zollfreigebieten gehören. 

§ 3 

Zollstraßen, Zollandungsplätze, Zollflugplätze 

(1) Waren dürfen nur auf Zollstraßen eingeführt 
und ausgeführt werden. Dies gilt nicht für die 
Einfuhr und Ausfuhr von Waren im öffentlichen 
Eisenbahnverkehr und im Luftverkehr und für die 
Einfuhr von Waren, die nicht Zollgut werden (§ 5 
Abs. 1). 

(2) Zollstraßen sind diejenigen Landstraßen, 
Wasserstraßen, Rohrleitungen und anderen Beför­
derungswege, die als Zollstraßen öffentlich bekannt­
gegeben sind. 

(3) Einfahrende Schiffe dürfen nur an Zoll­
landungsplätzen anlegen, ausfahrende nur von sol­
chen ablegen. Die Zollandungsplätze werden öffent­
lich bekanntgegeben. Die Schiffe dürfen auf der 
Zollstraße nicht mit anderen Fahrzeugen oder mit 
dem Land in Verbindung treten. 

(4) Einfliegende Luftfahrzeuge dürfen nur auf 
einem Zollflugplatz landen, ausfliegende nur von 
einem solchen abfliegen. Die Zollflugplätze werden 
öffentlich bekanntgegeben. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Erleichterung des Verkehrs durch Rechtsverordnung 
Ausnahmen von den Absätzen 1, 3 und 4 zulassen 



740 Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 

und dabei bestimmen, daß in einzelnen Fällen Aus­
nahmen auch im Verwaltungsweg zugelassen wer­
den können. 

§ 4 

Zollstunden 

(1) Waren, die auf Zollstraßen zu befördern sind, 
dürfen nur während der Zollstunden eingeführt oder 
ausgeführt werden. Die Zollstunden werden öffent­
lich bekanntgegeben. 

(2) Von der Beschränkung befreit sind der See­
verkehr, der Postverkehr, der Reiseverkehr, der 
fahrplanmäßige Personenschiffsverkehr auf Binnen­
gewässern und der öffentliche fahrplanmäßige Kraft­
fahrzeugverkehr. Außerdem kann die zuständige 
Zollstelle in einzelnen Fällen von der Beschränkung 
befreien, wenn es die Umstände erfordern und ihr 
die Zollbelange nicht gefährdet erscheinen. 

§ 5 

Zollgut, Freigut 

(1) Werden Waren eingeführt, so werden sie da­
mit Zollgut. Um eine entbehrliche zollamtliche Uber­
wachung zu ersparen, kann der Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
Waren, die zollfrei sind, unter bestimmten Voraus­
setzungen nicht Zollgut werden. 

(2) Zollgut befindet sich im gebundenen Verkehr 
(Zollverkehr). Es bleibt Zollgut, bis es Freigut wird, 
untergeht, vernichtet oder ausgeführt wird. Wird 
Zollgut in einem besonderen Zollverkehr zu neuen 
Sachen verarbeitet oder im Sinne der §§ 947 und 
948 des Bürgerlichen Gesetzbuchs mit anderen Sa­
chen verbunden, vermischt oder vermengt, so sind 
auch die dadurch cnt.sVmdenen Sachen Zollgut. 

(3) Zollgut wird Freigut 

1. durch zollamtliche Freigabe, 

2. bei Befreiung von der Gestellung (§ 6 
Abs. 5) durch Anschreibung nach § 39 Abs. 1 
und 2, 

3. durch Ubergang aus einem besonderen 
Zollverkehr in den freien Verkehr, soweit 
der Ubergang vorgesehen ist. 

(4) Freigut sind alle Waren, die nicht Zollgut 
sind. Es befindet sich im freien Verkehr. 

(5) Freigut wird Zollgut 

1. durch Abfertigung zu einem besonderen 
Zollverkehr, 

2. durch Gestellung bei der Freigut.veredelung 
(§ 48 Abs. 2 und § 50 Abs. 4). 

§ 6 

Gestellung 

(1) Eingeführtes Zollgut ist unverzüglich und un­
verändert der zuständigen Zollstelle oder den von 
ihr beauftragten Zollbediensteten zu gestellen. Zur 
Gestellung ist verpflichtet, wer das Zollgut in das 
Zollgebiet gebracht hat. 

(2) Wird Zollgut auf einer Zollstraße eingeführt, 
an der sich ein Zollansageposten befindet, so hat der 
Gestellungspfücht.ige bei ihm zu halten und seine 

Weisungen einzuholen. Der Zollansageposten be­
stimmt, welcher Zollstelle das Zollgut zu gestellen 
ist, und sichert die Gestellung. 

(3) Auszuführende Waren sind nur zu gestellen, 
wenn es die Zollvorschriften, andere Steuervor­
schriften oder die in § 1 Abs. 4 bezeichneten Vor­
schriften vorsehen. Nach der zollamtlichen Behand­
lung sind sie unverzüglich und unverändert auszu­
führen. 

(4) Sind Waren nach Absatz 1 oder 3 oder aus 
anderem Grunde zu gestellen, so sind sie an den 
Amtsplatz der Zollstelle oder an den von ihr be­
stimmten Ort zu bringen und ihr dort zur Verfügung 
zu stellen. Der Bundesminister der Finanzen be­
stimmt zur Sicherung der Zollbelange durch Rechts­
verordnung, in welchen Fällen bei der Gestellung 
ein Verzeichnis der Waren (Gestellungsverzeichnis) 
abzugeben ist. Auf Verlangen sind der Zollstelle die · 
Beförderungsurkunden vorzulegen. 

(5) Wenn in einzelnen Fällen die zollamtliche 
Dberwachung anders als durch Gestellung gesichert 
erscheint und Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr über die Grenze nicht entgegen­
stehen, kann Zollgut unter bestimmten Vorausset­
zungen und Bedingungen von der Gestellung befreit 
werden. Die Befreiung wird auf Antrag desjenigen 
gewährt, der als Zollbeteiligter die Zollanmeldung 
übernimmt. Wer das von der Gestellung befreite 
Zollgut in das Zollgebiet gebracht hat, hat es un­
verzüglich und unverändert dem Zollbeteiligten zu 
übergeben oder, wenn dies unmöglich oder unzu­
mutbar ist, der zuständigen Zollstelle zu gestellen. 
Hat d~r Zollbeteiligte Zollgut selbst in das Zoll­
gebiet gebracht, so hat er es unverzüglich und un­
verändert in seinen Betrieb aufzunehmen oder, 
wenn dies unmöglich oder unzumutbar ist, der zu­
ständigen Zollstelle zu gestellen. 

(6) Beförderungsmittel, Behälter und Lademittel 
können von der Gestellung befreit werden, wenn 
ihrem Verwender nach § 55 bewilligt ist, dieses 
Zollgut im Zollgebiet unter zollamtlicher Uber­
wachung vorübergehend zu verwenden und 
wieder auszuführen, und wenn die zollamtliche 
Uberwachung auch ohne Gestellung gesichert er­
scheint. 

(7) Soweit die Deutsche Bundespost zur Gestel­
lung verpflichtet ist, wird das Brief- und Postgeheim­
nis (Artikel 10 des Grundgesetzes) nach Maßgabe 
der Bestimmungen dieses Gesetzes über die Gestel­
lung und Zollbehandlung von Waren eingeschränkt. 

(8) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Erleichterung des Verkehrs durch Rechtsverordnung 

1. Zollgut, das durch das Zollgebiet nur 
durchgeführt wird, von der Gestellung be­
freien, wenn die zollamtliche Dberwachung 
auf andere Weise gesichert erscheint und 
Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr über die Grenze nicht ent­
gegenstehen, 

2. Ausnahmen von den Pflichten nach Ab­
satz 2 Satz 1 zulassen und dabei bestim­
men, daß in einzelnen Fällen Ausnahmen 
auch im Verwaltungsweg zugelassen wer­
den können. 
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§ 7 

Uberholung 

(1) Durch Uberholung kann geprüft werden, ob 
das Zollgut vollständig gestellt worden ist. 

(2) Der Gestellungspflichtige hat die Uberholung 
zu ermöglichen. Er bat dabei selbst oder durch an­
dere auf seine Kosten und GeJahr die erforderliche 
Hilfe nach zollamtlicher Anweisung zu leisten. Er hat 
auf Verlangen schwer feststellbare, zur Aufnahme 
von Waren geeignete Stellen anzugeben sowie Be­
schreibungen des Beförderungsmittels, Verzeichnisse 
der Ausrüstungsstücke und Ersatzteile und andere 
Unterlagen über das Beförderungsmittel vorzulegen. 
Ist der Gestellungspflichtige nicht der Führer des 
Beförderungsrnil t<·1s, so treffen diese Pflichten für 
das BefördenmgsmiUel seinen Führer. 

§ 8 

Verwahrung 

(1) Kann das gestellte Zollgut nicht sofort nach 
§ 9 behandelt werden, so kann es die Zollstelle dem 
Gestellungspflichtigen oder demjenigen überlassen, 
dem er es übergeben hat. Sie kann es auch auf 
Kosten des Zollbeteiligten (§ 10) selbst in Verwah­
rung nehmen oder einem anderen in Verwahrung 
geben. 

(2) Zollgut in Verwahrung der Zollstelle kann 
veräußert werden, wenn ihm Verderb oder Wert­
minderung droht oder wenn seine Aufbewahrung, 
Pflege oder Erhaltung unverhältnismäßig viel kostet 
oder unverhältnismäßig schwierig ist. Die Vorschrif­
ten der Reichsabgabenordnung über die Verwertung 
gepfändeter Sachen gelten sinngemäß. Die Beteilig­
ten sollen vor der Veräußerung gehört werden. Die 
Anordnung sowie Zeit und Ort der Veräußerung 
sind ihnen, soweit möglich, mitzuteilen. Das ver­
äußerte Zollgut wird ausgehändigt, nachdem es nach 
§ 9 behandelt worden ist. 

(3) Derjenige, dem die Zollstelle das Zollgut 
überlassen oder in Verwahrung gegeben hat, hat es 
unverändert zu erhalten. Er haftet für den Zoll nach 
der höchsten in Betracht kommenden Zollbelastung, 
wenn für das Zollgut während dieser Zeit eine Zoll­
schuld nach § 57 entsteht. 

ZWEITER TEIL 

Zollbehandlung 

Kapitel I 

Allgemeines 

§ 9 

Arten der Zollbehandlung 

(1) Zollgut kann abgefertigt werden 

1. zum freien Verkehr, 

2. zu einem besonderen Zoll verkehr (Zollgut­
vcrsand, Zollgutlagerung, Zollgutverede­
lung, Zollgutumwandlung oder Zollgutver­
wendung). 

(2) Zollgut kann unter zollamtlicher Uberwachung 
ausgeführt oder vernichtet· werden. 

(3) Zollgut kann bei der Zollstelle unter zollamt­
licher Uberwachung in Zollgut anderer Beschaffen­
heit umgewandelt werden. Die Umwandlung ist nur 
zulässig, wenn die ursprüngliche Beschaffenheit des 
Zollguts nicht wirtschaftlich sinnvoll wiederherge­
stellt werden kann. Nach der Umwandlung gilt das 
Zollgut erneut als gestellt. 

(4) Die Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr über die Grenze bleiben unberührt. 

§ 10 

Zollbeteiligter 

(1) Soll gestelltes Zollgut in den freien Verkehr 
treten oder in einen besonderen Zollverkehr über­
gehen, so ist die Abfertigung dieses Zollguts zu be­
antragen. 

(2) Soll gestelltes Zollgut ausgeführt, vernichtet 
oder bei der Zollstelle umgewandelt werden, so ist 
dafür die zollamtliche Uberwachung zu beantragen. 

(3) Der Antragsteller ist Zollbeteiligter. Wer den 
Antrag als Vertreter ohne Vertretungsmacht stellt, 
gilt selbst als Zollbeteiligter. 

(4) Die Deutsche Bundespost ist befugt, für Zoll­
gut, das von ihr befördert wird, den Antrag in Ver­
tretung des Empfängers zu stellen. 

§ 11 

Zollantrag 

(1) Zum Zollantrag (§ 10 Abs. 1 und 2) gehören 
auch alle anderen Anträge, die sich auf die bean­
tragte Zollbehandlung beziehen. 

(2) Der Zollantrag ist innerhalb einer Woche nach 
der Gestellung des Zollguts zu stellen. Die Zollstelle 
kann die Frist in einzelnen Fällen auf begründeten 
Antrag verlängern. Vorzeitig gestellte Zollanträge 
werden erst mit der Gestellung. des Zollguts wirk­
sam. 

(3) Der Zollbeteiligte darf ZollaQ.träge, die zur 
Zollerhebung führen, zurücknehmen oder ändern, 
bevor der Zoll gezahlt, aufgeschoben oder gestundet 
ist; der Zollantrag kann nicht mehr zurückgenom­
men oder geändert werden, nachdem das Zollgut 
freigegeben oder der Zollschuldner wegen der Zoll­
schuld nach § 341 der Reichsabgabenordnung ge­
mahnt worden ist. Andere Zollanträge darf er zu­
rücknehmen oder ändern, bevor die beantragte Zoll­
behandlung beendet ist. 

§ 12 

Zollanmeldung 

(1) Der Zollbeteiligte hat das Zollgut, auf das sich 
sein Zollantrag bezieht, mit den für die Zollbehand­
lung maßgebenden Merkmalen und Umständen an­
zumelden. Die Zollstelle kann in einzelnen Fällen 
auf die Zollanmeldung verzichten, soweit die für die 
Zollbehandlung maßgebenden Merkmale und Um­
stände offensichtlich sind und soweit sie die Zollan­
meldung nicht aus anderen Gründen für erforderlich 
hält. 
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(2) Die Zollanmeldung ist mit dem Zollantrag ab­
zugeben. 

(3) Der Zollbeteiligte hat, soweit es die Zollstelle 
verlangt, nachzuweisen, daß die Zollanmeldung 
richtig ist. Die Form des Nachweises für Umstände, 
von denen eine günstigere Zollbehandlung abhängt, 
kann vom Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung bestimmt werden. 

§ 13 

Zollantrag und Zollanmeldung im Reiseverkehr 

Im Reiseverkehr braucht Zollgut, das weder zum 
Handel noch zur gewerblichen Verwendung be­
stimmt ist, nur auf Verlangen angemeldet zu wer­
den. Wird keine Anmeldung verlangt, so bedarf es 
auch keines Zollantrags. Wird hiernach kein Zoll­
antrag gestellt, so ist Zollbeteiligter der Gestel­
lungspflichtige. 

§ 14 

Vorbesichtigung des Zollguts 

Zollgut darf zur Vorbereitung des Zollantrags und 
der Zollanmeldung unter Zollaufsicht besichtigt und 
in dem erforderlichen Umfang vorläufig entnommen 
werden. Entgegenstehende Verbote und Beschrän­
kungen für den Warenverkehr über die Grenze 
bleiben unberührt. 

§ 15 

Zurückweisung des Zollantrags 

(1) Die Zollstelle weist den Zollantrag zurück, 
wenn 

1. Verbote und Beschränkungen für den Wa­
renverkehr über die Grenze entgegen­
stehen, 

2. sie sachlich nicht zuständig ist, 

3. die Voraussetzungen für die beantragte 
Abferti9ung zu einem besonderen Zollver­
kehr nicht vorliegen. 

(2) Die Zollstelle kann den Zollantrag zurück­
weisen, wenn 

1. sie örtlich nicht zuständig ist, 

2. die Regelung über den Amtsplatz oder die 
Amtsstunden nicht beachtet ist, 

3. keine ordnungsmäßige Zollanmeldung in 
den Fällen vorliegt, in denen eine Zoll­
anmeldung abzugeben ist, 

4. erforderliche Unterlagen fehlen. 

(3) Weist die Zollstelle den Zollantrag zurück, so 
verlängert sie die Frist des § 11 Abs. 2, soweit er­
forderlich, von Amts wegen. 

§ 16 

Darlegung des Zollguts, Zollbeschau 

(1) Weist die Zollstelle den Zollantrag nicht nach 
§ 15 zurück, so bestimmt sie Zeit und Ort der Zoll­
abfertigung. Sie entscheidet, ob und in welchem Um­
fang die Menge und die Beschaffenheit des Zollguts 
ermittelt werden (Zoll beschau). 

(2) Der Zollbeteiligte hat das zu beschauende 
Zollgut so darzulegen, daß die Zollabfertigung ord­
nungsgemäß vorgenommen werden kann. Er hat 
selbst oder durch andere auf seine Kosten und Ge­
fahr die erforderliche Hilfe bei der Zoll beschau nach 
zollamtlicher Anweisung zu leisten. Ist Personal für 
diese Hilfe zollamtlich bestellt, so kann die Zoll­
stelle anordnen, daß dieses Personal ihr die erfor­
derliche Hilfe auf Kosten des Zollbeteiligten leistet, 
soweit es zweckmäßig ist und dem Zollbeteiligten 
zugemutet werden kann. 

(3) Der Zollbeteiligte hat ohne Entschädigung 
jede erforderliche Prüfung des Zollguts und in dem 
dafür unerläßlichen Umfang auch die Entnahme von 
Mustern und Proben zu dulden. 

(4) Wenn der Zollbeteiligte seinen Pflichten nach 
den Absätzen 2 und 3 nicht zur festgesetzten Zeit 
oder innerhalb einer ihm gesetzten Nachfrist genügt 
oder wenn erst die Zollbeschau ergibt, daß eines 
der in § 15 Abs. 1 bezeichneten Hindernisse vor­
liegt, weist die Zollstelle den Zollantrag zurück. 

(5) Ist eine andere Zollbehandlung als die Zoll­
abfertigung beantragt, so gelten die Absätze 1 bis 4 
sinngemäß. Die Zollstelle weist den Zollantrag in 
diesen Fällen auch zurück, wenn das Zollgut nicht 
innerhalb einer zu setzenden Frist ausgeführt, ver­
nichtet oder umgewandelt wird. 

§ 17 

Vermutungen 

(1) Wird eine Ware in mehreren Packstücken an­
gemeldet und wird die angemeldete Warenmenge 
einzelner Packstücke im wesentlichen als richtig 
ermittelt, so wird vermutet, daß die in dies,em Zeit­
punkt vorliegende Anmeldung der ganzen Waren­
menge richtig ist; für eine unverpackte Ware in 
Teilmengen gilt das gleiche. Wird die Beschaffen­
heit einer Ware stichprobenweise ermittelt und ist 
in der Zollanmeldung nicht angegeben, daß die 
Ware in sich unterschiedlich beschaffen ist, so wird 
vermutet, daß der nichtgeprüfte Teil der Ware dem 
geprüften Teil entspricht. 

(2) Wird von der Zollbeschau einer Ware abge­
sehen, so wird vermutet, daß. ihre Menge und ihre 
Beschaffenheit der in diesem Zeitpunkt vorliegen­
den Zollanmeldung entsprechen. 

(3) Soweit die Vermutungen reichen, beschränkt 
sich die Ermittlungspflicht nach § 204 Abs. 1 der 
Reichsabgabenordnung auf die Beweiserhebung 
durch diejenigen Beweismittel, die zur Widerlegung 
der Vermutung angeboten werden. 

§ 18 

Nämlichkeitssicherung 

(1) Wenn es die zollamtliche Uberwachung erfor­
dert, wird die Nämlichkeit einer Ware ohne Ent­
schädigung durch Mittel festgehalten, die es ermög­
lichen, sie wiederzuerkennen. 

(2) Der Zollbeteiligte hat Räume, Beförderungs­
mittel und Behältnisse, die zollamtlich verschlossen 
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werden sollen, auf seine Kosten zollsicher herzu­
richten. Er hc1t auch auf seine Kosten an Packstücken 
und Waren die Vorrichlun~)en zum Anlegen der 
Närnlichkcitsmittd unzubringen und Muster, Abbil­
dungen oder Beschrnibungen von Waren unentgelt­
lich zur Verfügung zu stellen, wenn sie als Nämlich­
keitsmi ltcl erforderlich sind. 

(3) Nümlichkeitsmittel dürlen nur entfernt wer­
den, wenn es zugelassen oder zur Abwendung eines 
Schadens erfordcrlid1 ist. 

§ 19 

Zollbefund 

Die Zollbehandlung wird in einem Zollbefund 
beurkundet, wenn der Zollbeteiligte eine schriftliche 
Zollanmeldung abgegeben hat oder wenn eine Zoll­
urkunde über eine vorherige Zollbehandlung der 
Ware vorliegt. Der Zollbeteiligte kann eine Aus­
fertigung des Zollbefunds verlangen. 

§ 20 

Sichers leUung 

(1) vVird für gestelltes Zollgut ein Zollantrag 
nicht rechtzeitig gestellt, so kann es durch Weg­
nahme oder Verfügungsverbot zollamtlich sicher­
gestellt werden. 

(2) Düs sichergestellte Zollgut wird veräußert. 
Die Vorschriften der Reichsabgabenordnung über 
die Verwertung gepfändeter Sachen gelten sinn­
gemäß. Die Beteiligten sollen vor der Veräußerung 
gehört werden. Die Anordnung sowie Zeit und Ort 
der Veräußerung sind ihnen, soweit möglich, mit­
zuteilen. Das verüußerte Zollgut wird ausgehändigt, 
nachdem es nach § 9 behandelt worden ist. 

(3) Ist die Veräußerung als Zollgut erfolglos ver­
sucht worden, so kann das Zollgut unter Beachtung 
der Verbote und Beschränkungen für den Waren­
verkehr über die Grenze mit der Wirkung veräußert 
werden, daß es durch die Aushändigung zollamtlich 
freigegeben wird. Die Eingangsabgaben sind aus 
dem Verwertungserlös zu decken. Für die Menge, 
die Beschaffenheit und den Zollwert der Ware und 
für die Anwendung der Zollvorschriften ist der 
Zeitpunkt der Veräußerung maßgebend. Reicht der 
erzielbare Verwertungserlös nicht aus, um die Ein­
gangsabgaben zu decken, so können sie auf diesen 
Betrag ermäßigt werden, soweit sie nicht den Län­
dern zustehen. Ist auch diese Veräußerung erfolglos 
versucht worden, so kann das Zollgut vernichtet 
werden. 

(4) Die Zollstelle hebt die Sicherstellung auf, 
wenn die Zollbehandlung noch vor der Veräußerung 
des Zollguts beantragt wird und alsbald durchge­
führt werden kann. Der Zollbeteiligte hat die Ko­
sten der Sicherstellung zu tragen. 

(5) Die Zollstelle kann für eine von ihr zu be­
stimmende Zeit von der Sicherstellung absehen, 
wenn Sicherheit geleistet wird. 

Kapitel II 

Bemessung des Zolles 

§ 21 

Zolltarif, Antidmnpingzoll, Ausgleichszoll, 
Obertarif, Angleichungszoll 

(1) Der Zoll wird im Rahmen zwischenstaatlicher 
Verpflichtungen (§ 77 Abs. 3) nach dem Zolltarif 
erhoben. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver­
ordnung anordnen, daß 

1. für Waren, die Gegenstand eines Dum­
pings sind, zusätzlich Antidumpingzoll­
sätze angewendet werden, die eine Zoll­
belastung in Höhe der Dumpingspanne 
ergeben, 

2. für Waren, zu deren Erzeugung, Herstel­
lung oder Ausfuhr unmittelbar oder mit­
telbar Prämien oder Subventionen ge­
währt werden, zusätzlich Ausgleichszoll­
sätz,e angewendet werden, die eine Zoll­
belastung in Höhe der festgestellten oder 
geschätzten Prämien oder Subventionen 
ergeben, 

3. für Waren mit Ursprung (§ 28) aus Län­
dern, mit denen kein Handelsvertragsver­
hältnis besteht, die deutsche Waren un­
günstiger als Waren anderer Länder oder 
die deutsche Schiffe oder Luftfahrzeuge 
ungünstiger als Schiffe oder Luftfahrzeuge 
eigener oder fremder Flagge behandeln, 
an Stelle des Zolltarifs der Obertarif (Ab­
satz 4) ganz oder teilweise angewendet 
wird, 

4. für Waren zusätzlich Angleichungszoll­
sätze angewendet werden 

a) bis zu der von der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
nach Artikel 46 Abs. 2 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft jeweils festgesetz­
ten Höhe, wenn in einem Mitgliedstaat 
für solche Waren eine innerstaatliche 
Marktordnung oder Regelung gleicher 
Wirkung besteht und dadurch eine 
gleichartige Erzeugung im Zollgebiet 
in ihrer Wettbewerbslage beeinträch­
tigt wird; 

b) bis zu der von der Kommission der 
Europäischen vVirtschaftsgemeinschaft 
nach Artikel 115 Abs. 1 des vorge­
nannten Vertrags jeweils festgesetzten 
Höhe, wenn die Durchführung der von 
den Mitgliedstaaten im Einklang mit 
diesem Vertrag getroffenen handels­
politischen Maßnahmen durch Ver­
kehrsverlagerungen verhindert wird 
oder wenn Unterschiede zwischen die­
sen Maßnahmen zu wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten im Zollgebiet führen; 

c) bis zur Höhe eines spezifischen Zoll­
satzes, der dem Unterschied der Zoll­
belastung nach dem Binnenzollsatz und 
nach dem Außenzollsatz in dem sechs 
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Monate vor der Festsetzung des spe­
zifischen Zollsdtzes abgelaufenen vol­
len Jahr entspricht, im Dringlichkeits­
fo 11 nach Artikel 115 Abs. : des 
vorgenannten Vertrags und solange eine 
Entscheidung der Kommission über 
eine Andernng oder Aufhebung nicht 
vorliegt, wenn die Durchführung der 
von den Mitgliedstaaten im Einklang. 
mit diesem Vertrag getroffenen han­
delspolitischen Maßnahmen durch Ver­
kehrsverlr1gerungen verhindert wird 
oder wenn Unterschiede zwischen die­
sen Maßnahmen zu wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten im Zollgebiet führen; 

d) bis zu der von der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
nach Artikel 226 Abs. 2 des vorge­
nannten Vertrags jeweils festgesetzten 
Höhe, wenn Schwierigkeiten auftreten, 
die einen Wirtschaftszweig erheblich 
und voraussichtlich anhaltend treffen 
oder weJche die wirtschaftliche Lage 
eines bestimmten Gebietes beträchtlich 
verschlechtern können. 

(3) Bei Vorliegen hinreichender Anhaltspunkte 
wird auf Antrag geprüft, ob 

1. eingeführte Wären Gegenstand eines Dum­
pings sind oder für sie Prämien oder Sub­
ventionen gewährt werden und 

2. diese Einfuhren eine bedeutende Schädi­
gung des betroffenen Wirtschaftszweiges 
verursachen oder zu verursachen drohen 
oder die Errichtung eines Wirtschaftszwei­
ges erheblich verzögern. 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung 
das Prüfungsverfahren regeln Sie hat dabei Aus­
künfte, Empfehlungen und Erläuterungen zwfschen­
staatlicher und üherstaatlicber Organisationen im 
Rahmen der vertraglichen Verpflichtungen zu be­
rücksichtigen. 

(4) Obertarif ist der Zolltarif mit folgenden An­
derungen: 

1. Die Zollsätze werden verdreifacht; Wert­
zolisätze werden mindestens auf 10 vom 
Hundert erhöht, 

2. an die Stelle der Zollfreiheit tritt ein 
Wertzollsatz von 10 vom Bundert. 

(5) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver­
ordnung anordnen, daß in den Fällen, in denen ein 
Angleichungszollsatz nach Absatz 2 Nr. 4 angewendet 
wird, der tarifmäßige Wertzoll nach dem Zollwert 
zuzüglich des Angleichungszolles erhoben wird, 
wenn die Kommission der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft entsprechend entschieden hat. 

(6) Für Rechtsverordnungen nach Absatz 2 Nr. 4 
und Absatz 5 gilt § 77 Abs. 5 entsprechend. 

§ 22 

Vertragstarif 

(1) Durch zwischenstaatliche Vereinbarungen kön­
nen für bestimmte Waren Zollfreiheit oder andere 

Maßstäbe und Zollsätze als die des Zolltarifs fest­
gesetzt werden (vertragliche Zollfreiheit, Vertrags­
zollsätze). 

(2) Der Vertragstarif wird angewendet, 

1. wenn er für den Zollbeteiligten günstiger 
ist als der Zolltarif und 

2. wenn die Ware ihren Ursprung (§ 28) in 
einem Land hat, mit dem der Vertrags­
tarif vereinbart ist oder das insoweit 
meistbegünstigt ist. 

(3) Der Vertragstarif wird unter der Vorausset­
zung des Absatzes 2 Nr. 1 auch angewendet, wenn 
die Ware 

1. ihren Ursprung im Zollgebiet oder in 
einem Zollfreigebiet hat oder 

2. sich im freien Verkehr des Zollgebiets 
befunden hat und ihre Ursprungsmerk­
male danach nicht mehr geändert worden 
sind. 

§ 23 

Verbindliche Zolltarifauskunft 

(1) Die Oberfinanzdirektion erteilt auf Antrag 
eine verbindliche Zolltarifauskunft über die Tarif­
stelle des Zolltarifs, zu der eine Ware gehört. Ist 
für die Ware ein günstigerer Vertragstarif festge­
setzt, so wird die Auskunft auch über die Tarif­
stelle des Vertragstarifs erteilt. 

(2) Der Antragsteller kann verlangen, daß die 
durch die Auskunft gebundenen Zollstellen ihm 
gegenüber die tariflich gleiche Ware entsprechend 
dieser Auskunft tarifieren. Wird die Auskunft ge­
ändert oder aufgehoben, so kann er dies noch drei 
Monate danach verlangen; dies gilt nicht, wenn die 
Auskunft auf unrichtigen Angaben des Antragstel­
lers beruht. 

(3) Die Auskunft tritt außer Kraft, wenn die in 
ihr angewendeten Rechtsvorschriften geändert wer­
den. Die Rechte des Antragstellers erlöschen da­
mit. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen regelt durch 
Rechtsverordnung das Verfahren. Er bestimmt da­
bei, welche Oberfinanzdirektion für die Auskunft 
örtlich und sachlich zuständig ist und welche Zoll­
stellen durch die Auskunft gebunden sind. 

§ 24 

Außertarifliche Zollfreiheit 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
dadurch nicht unangemessene Zollvorteile entste­
hen, durch Rechtsverordnung Zollfreiheit anordnen 

1. für Waren, die nicht oder nicht mehr am 
Güterumsatz und an der Preisbildung 
teilnehmen, 
a) wegen ihrer Beschaffenheit, wie Amts­

schilder ausländischer oder internatio­
naler Behörden, Akten und Urkunden, 
Zahlungsmittel, Werbemittel, Waren­
muster und -proben, oder 

b) wegen ihrer besonderen Widmung, 
wie Verteidigungsgut, Gegenstände für 
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öffentliche Sammlungen, Forschungs­
und Bildungsmittel für öffentliche oder 
gemeinnützige Einrichtungen, Heirats­
gut, oder 

c) weil sie schon in den Gebrauch oder 
V crbrnuch ihrer Besitzer übergegan­
gen sind, wie Urnschließungen, Reise­
bedarf, Schiffsbedarf, Ubersiedlungs­
gut, fabschaftsgut, oder 

d) weil sie Geschenke oder Liebesgaben 
sind; 

2. für Waren, die das Zoll9cbiet verlassen 
hatten, ohne ihre Zuuehörigkeit oder enge 
Beziehung zur Wirtschaft des Zollgebiets 
verloren zu haben, wie Waren, die zur 
Beförderung, zum vorübergehenden Ge­
brauch, zur vorübergehenden Lagerung, 
auf Bestellung, zur Ansicht, zum ungewis­
sen Verkauf oder aus ähnlichc~n Anlässen 
in das Zollausland oder ein Zollfreigebiet 
gebracht worden waren; 

3. für Waren, die schon im Zeitpunkt ihrer 
Erzeugung oder Aneignung außerhalb des 
Zollgebiets seiner Wirtschaft zuzurechnen 
sind, wie Erzeugnisse grenzdurchschnit­
tener land- und forstwirtschaftlicher Be­
triebe; die vom Zollgebiet aus bewirt­
schaftet werden, Fänge deutscher Fischer 
auf See, daraus auf deutschen Schiffen 
hergestellte Erzeugnisse; 

4. für Waren, die im Zollgebiet nur vorüber­
gehend verwendet und wieder ausgeführt 
werden; 

5. für Waren in kleinen Mengen oder von 
geringem Wert, soweit dadurch schutz­
würdige Interessen der inländischen Wirt­
schalt nicht verletzt werden; 

6. unter der Voraussetzung der Gegensei­
tigkeit für Waren, für die nach zwischen­
staatlichem Brauch kein Zoll erhoben wird. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann in den 
Fällen des Absatzes 1 die Zollfreiheit davon ab­
hängig machen, daß bestimmte Nachweise bis zu 
bestimmten Zeitpunkten geführt werden und daß 
die Waren unter zollamtlicher Uberwachung zu dem 
begünstigten Zweck verwendet werden. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver­
ordnung für Waren mit Ursprung (§ 28) oder Her­
kunft aus Ländern, die nicht Gegenrecht üben, die 
Begünstigungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 aus­
schließen oder ,einschränken. 

§ 25 

Zollfreiheit aus besonderen Gründen 

(1) Abfälle, die zum Gewinnen von Metallen oder 
Metallverbindungen oder als Rohstoffe beim Her­
stellen von Waren verwendet werden, sind zoll­
frei, wenn der Bundesminister der Finanzen dies,e 
Verwendung aus wirtschaftlichen Gründen im ein­
zelnen Fall unter zollamtlicber Uberwachung zu­
läßt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Förderung der Luftfahrt und der Schiffahrt durch 
Rechtsverordnung Betriebsstoffe auch in anderen 
Fällen als denen des § 24 vom Zoll befrei,en, wenn 
sie unter zollamtlicher Uberwachung für Luftf ahr­
zeuge oder Schiffe verwendet werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Förderung der deutschen Saatzucht durch Rechtsver­
ordnung Vermehrungssaatgut, das aus deutschem 
Saatgut im Zollausland gewonnen ist, unter be­
stimmten Voraussetzungen vom Zoll befreien. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Förderung der deutschen Pferdezucht durch Rechts­
verordnung Saugfohlen einer tragend ausgeführten 
Stute vom Zoll befreien, wenn sie mit dieser Stute 
eingeführt werden. 

Zollermäßigung aus besonderen Gründen 

§ 26 

(1) Für Waren, di,e einem Wertzoll unterliegen 
und im Zollausland nach Vorlagen (Plänen, Zeich­
nungen, Manuskripten, Modellen und dergleichen) 
eines im Zollgebiet ansässigen Auftraggebers her­
gestellt worden sind, wird der Zoll ermäßigt. 

(2) Die Zollermäßigung bedarf einer vorherigen 
Zusage. Die Zusage wird nur erteilt, wenn mit dem 
Herstellen der Ware im Zollausland noch nicht be­
gonnen worden ist und dargetan wird, daß die in 
Absatz 1 bezeichneten Vorlagen dazu verwendet 
werden. 

(3) Der Zoll wird auf den Betrag ermäßigt, der 
sich ergibt, wenn das Entgelt für das Herstellen der 
Ware im Zollausland der Berechnung des Zolles 
zugrunde gelegt würde. 

§ 27 

Für Waren, die unter zollamtlicher Uberwachung 
zum Bau, zum Umbau, zum Ausbessern oder zum 
ersten Ausrüsten von Schiffen oder Luftfahrzeugen 
außerhalb eines aktiven Veredelungsverkehrs ver­
wendet werden, gilt der Zollsatz oder die Zollfrei­
heit, wie sie anzuwenden wären, wenn das Schiff 
oder das Luftfahrzeug unter den gleichen Umstän­
den zum freien Verkehr abgefertigt würde. 

§ 28 

Ursprungsland 

(1) Ursprungsland einer Ware ist das Land, in 
dem die Ware gewonnen oder hergestellt worden 
ist 1 als Gewinnen gilt auch das Sammeln von Alt­
waren und Abfällen. Auf hoher See von Schiffen 
aus gewonnene oder auf Schiffen hergestellte Waren 
haben ihren Ursprung in dem Land, dessen Flagge 
das Schiff· führt. 

(2) Sind an der Herstellung einer Ware mehrere 
Länder beteiligt, so ist als Ursprungsland das Land 
anzusehen, in dem die Ware zuletzt wirtschaftlich 
sinnvoll so bearbeitet worden ist, daß sich ihre Be­
schaffenheit wesentlich verändert hat. Dabei können 
im Zweifel auch Werterhöhungen als Nachweis für 
eine wesentliche Veränderung der Beschaffenheit 
angesehen werden. 
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(3) Den in einem Lande gewonnenen oder her­
gestellten War·en stehen Waren gleich, die in dieses 
Land eingeführt, dort in den freien Verkehr getreten 
und anschließend so verwendet worden sind, daß 
sie der Wirtschaft dieses Landes zuzurechnen sind. 

(4) Für Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und 
Antiquitäten gilt das Versendungsland als Ur­
sprungsland. 

(5) Ursprungsbegründende Handlungen bleiben 
unberücksichtigt, soweit sie nur vorgenommen wor­
den sind, um eine günstigere Zollbehandlung zu 
erlangen. 

§ 29 

Zollwert, Normalpreis 

(1) Zollwert ist der normale Preis, der für die 
eingeführte Ware bei einem Verkauf unter den 
Bedingungen des freien Wettbewerbs zwischen un­
abhängigen Verkäufern und Käufern im maßgeben­
den Zeitpunkt erzielt werden kann (Normalpreis). 

(2) Bei der Feststellung des Normalpreises ist zu 
unterstellen, daß 

1. die Ware dem Käufer am Ort der Einfuhr 
geliefert wird, 

2. der Verkäufer alle Kosten zu tragen hat, 
die sich auf den Verkauf und auf die 
Lieferung der Ware bis zum Ort der Ein­
fuhr beziehen, 

3. der Käufer die Eingangsabgaben zu tragen 
hat. 

(3) Wenn die zu bewertende Ware 

1. nach einer patentierten Erfindung oder 
nach einem eingetragenen Geschmacks­
oder Gebrauchsmuster hergestellt worden 
ist oder 

2. ein ausländisches Warenzeichen trägt oder 
zum Verkauf unter einem solchen Waren­
zeichen - auch nach weiterer Bearbeitung 
- eingeführt wird, 

umfaßt der Normalpreis dieser Ware den Wert des 
Rechts zur Benutzung des Patents, des Geschmacks­
oder Gebrauchsmusters oder des Warenzeichens. 

§ 30 

Verkauf unter den Bedingungen des freien 
Wettbewerbs 

(1) Ein Verkauf unter den Bedingungen des 
freien Wettbewerbs zwischen unabhängigen Ver­
käufern und Käufern ( § 29 Abs. 1) bedeutet einen 
Verkauf, bei dem unter anderem 

1. die Zahlung des Preises die einzige Lei­
stung des Käufers für die Ware darstellt, 

2. kein Teil des Ertrages aus der:i späteren 
Weiterverkauf oder der Verwendung der 
vVare unmittelbar oder mittelbar dem Ver­
käufer oder einer mit ihm geschäftlich 
verbundenen natürlichen oder juristischen 
Person zugute kommt, 

3. der vereinbarte Preis - abgesehen von 
den Beziehungen aus dem Verkauf selbst 
- nicht beeinflußt ist durch Handels-, 

Finanz- oder andere Beziehungen vertrag­
licher oder außervertraglicher Art zwi­
schen dem Verkäufer odn einer mit ihm 
geschäftlich verbundenen natürlichen oder 
juristischen Person und dem Käufer oder 
einer mit diesem geschäftlich verbundenen 
natürlichen oder juristischen Person. 

(2) Zwei Personen gelten als miteinander ge­
schäftlich verbunden, wenn unmittelbar oder mittel­
bar eine von ihnen am Geschäft der anderen oder 
ein Dritter am Geschäft beider interessiert ist. 

§ 31 

Rechnungspreis als Zollwert 

(1) Der Rechnungspreis, der bei einem Verkauf 
erzielt worden ist, gilt als Zollwert, wenn 

1. der Kaufvertrag in einem handelsüblichen 
Zeitraum abgewickelt ist, 

2. dieser Preis dem nach den Vorschriften 
des § 29 Abs. 1 und 3 erzielbaren Preis 
(üblicher Wettbewerbspreis) im Zeitpunkt 
des Kaufabschlusses entspricht oder, so­
weit erforderlich, berichtigt ist und 

3. dieser Preis, falls § 29 Abs. 2 nicht erfüllt 
ist, entsprechend berichtigt ist. 

Die nach Nummer 2 erforderlichen Berichtigungen 
betreffen besonders alle außergewöhnlichen Preis­
nachlässe, Preisermäßigungen, die nur Alleinver­
tretern gewährt werden, und jede andere Ermäßi­
gung des üblichen Wettbewerbspreises. 

(2) Preisermäßigungen, die nur Alleinvertretern 
gewährt werden, sind Preisunterschiede zwischen 
dem Rechnungspreis und dem üblichen Wettbe­
werbspreis, zu dem jeder Käufer die Vl/are kaufen 
könnte, der neben der Zahlung des Rechnungspreises 
keine weiteren Leistungen (besonders Werbung und 
Garantiedienst) im Interesse des Verkäufers in be­
zug auf die eingeführte Ware erbringt. 

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Zollbeteiligte 
die Bewertung nach dem Normalpreis beantragt. 
Der Zollbeteiligte hat dem Antrag auf Verlangen 
der Zollstelle Preisunterlagen beizufügen. 

§ 32 

Zollwert, besondere Vorschriften 

(1) Bei der Ermittlung des Zollwerts kann bei 
gleichen Lieferungsbedingungen angenommen wer­
den, daß der übliche Wettbewerbspreis, der für die 
Ware am Ort der Verzollung erzielt werden kann, 
dem am Ort der Einfuhr erzielbaren üblichen Wett­
bewerbspreis entspricht. Dies gilt nicht, wenn die 
Ware bei gleichen Lieferungsbedingungen je nach 
dem Sitz des Käufers zu unterschiedlichen Preisen 
verkauft wird. 

(2) Ermäßigungen der Kosten (§ 29 Abs. 2 Nr. 2), 
die dem Käufer gewährt werden, werden nur aner­
kannt, wenn sie im maßgebenden Zeitpunkt fest­
stehen. 

(3) Die Kosten der Umschließungen werden vom 
Zollwert der in ihnen verpackten Ware umfaßt, 
wenn die Umschließungen nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 
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Buchstabe c zollfrei sind. Sie werden vom Zollwert 
nicht umfaßt, wenn die Umschließungen 

1. dem Verkäufer in das Ausland zurück­
geliefert werden oder 

2. aus dem freien Verkehr des Zollgebiets 
stammen und von einem im Zollgebiet 
oder in einem Freihafen ansässigen Käufer 
zur Verfügung gestellt worden sind. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung 

1. unter verkehrsmäßigen Gesichtspunkten 
bestimmen, welcher Ort für die Ermittlung 
des Normalpreises (§ 29 Abs. 2 Nr. 1) und 
für die Abgrenzung der Kosten, die sich 
auf die Lieferung der Ware beziehen (§ 29 
Abs. 2 Nr. 2), als Ort der Einfuhr gilt, 

2. bei Waren von geringem Wert und bei 
Mustern und Proben bestimmen, daß bei 
Beförderung auf dem Luftweg unter be­
stimmten Voraussetzungen nicht die tat­
sächlichen Beförderungskosten in den Zoll­
wert einbezogen werden, sondern nur die­
jenigen, die bei Beförderung auf dem Land­
oder Wasserweg entstanden wären. 

(5) In den Fällen des § 8 Abs. 2 und des § 20 
Abs. 2 ist Zollwert der Verwertungserlös, im Falle 
des § 20 Abs. 3 der Verwertungserlös ohne die darin 
enthaltenen Eingangsabgaben. 

(6) Sind Waren zu bewerten, die nicht eingeführt 
worden sind, so ist Zollwert ihr im Zollgebiet er­
zielbarer üblicher Wettbewerbspreis. 

§ 33 

Zollwert, Umrechnung ausländischer Währung 

(1) Preise und Kosten, die in ausländischer Wäh­
rung ausgedrückt sind, werden nach den amtlichen 
Kursen umgerechnet, die der Bundesminister der 
Finanzen öffentlich bekanntgibt. 

(2) Sind Umrechnungskurse nicht bekanntgegeben 
worden, so werden die Währungen nach dem auf 
zwei Dezimalstellen verkürzten Briefkurs umgerech­
net, der von den Kreditinstituten angewendet wird. 

§ 34 

Zollgewicht, Taratarif 

(1) Für Waren, die einem Gewichtszoll unter­
liegen, ist das Zollgewicht je nach den zolltariflichen 
Vorschriften das Rohgewicht oder das Eigengewicht. 

(2) Rohgewicht ist das Gewicht der Waren mit 
ihren sämtlichen Umschließungen. Eigengewicht ist 
das Gewicht der Waren ohne alle Umschließungen. 
Tara ist das Gewicht der Umschließungen. 

(3) Zur Vereinfachung der Zollabfertigung und 
zur Gewährleistung einer gleichmäßigen Zollerhe­
bung können durch einen Taratarif 

1. für handelsübliche Umschließungen be­
stimmter Waren zur Errechnung des Eigen­
gewichts Vomhundertsätze ihres Rohge­
wichts (Tarasätze) festgesetzt werden; 

2. für Waren, die einem Rohgewichtszoll 
unterliegen und die nicht oder in nicht-

handelsüblichen Umschließungen verpackt 
sind, Zuschläge in Hundertteilen des 
Eigengewichts (Tarazuschlagsätze) festge­
setzt werden. Die Zuschläge bilden zu­
sammen mit dem Eigengewicht das Zoll­
gewicht dieser Waren. 

Der Bundesminister der Finanzen bestimmt den 
Taratarif nach dem Durchschnittsgewicht der handels­
üblichen Umschließungen durch Rechtsverordnung. 

Kapitel III 

Abfertigung von Zollgut zum freien Verkehr 
und Zollbehandlung gestellungsbefreiter Waren 

§ 35 

Maßgebender Zeitpunkt 

(1) Bei der Abfertigung zum freien Verkehr wer­
den die Zollvorschriften angewendet, die in dem 
Zeitpunkt gelten, in dem der Zollantrag gestellt 
oder wirksam geworden ist. Dieser Zeitpunkt ist 
auch für die Menge, die Beschaffenheit und den 
Zollwert der Ware maßgebend. 

(2) Wird Zollgut, für das je nach Jahreszeit Zoll­
freiheit oder unterschiedliche Zollsätze (Saisonzölle) 
gelten, im Anschluß an einen Zollgutversand zum 
freien Verkehr (ohne anschließende Lagerung in 
einem Zollaufschublager} abgefertigt, so ist auf An­
trag die Zollfreiheit oder der Zollsatz anzuwenden, 
wie sie galten, als der Zollgutversand beantragt 
wurde. 

§ 36 

Zollfreistellung, Verzollung 

(1) Bei der Abfertigung zum freien Verkehr wird 
geprüft, ob das Zollgut nach dem Zolltarif, nach dem 
Vertragstarif oder aus anderen Gründen zollfrei ist. 

(2) Ist kein Zoll zu erheben, so gibt die Zollstelle 
dies dem Zollbeteiligten bekannt (Zollfreistellung) 
und gibt das Zollgut frei. 

(3) Ist Zoll zu erheben (Verzollung), so wird der 
berechnete Zoll von dem Zollbeteiligten als Zoll­
schuldner schriftlich oder mündlich angefordert (Zoll­
bescheid). Mit der Bekanntgabe des Zollbescheides 
entsteht die Zollschuld in der Höhe, die sich aus den 
Zollvorschriften ergibt. Sie entfällt, wenn der Zoll­
antrag nach § 11 Abs. 3 zurückgenommen oder ge­
ändert wird. 

§ 37 

Fälligkeit, Zahlungsaufschub 

(1) Die Zollschuld ist mit der Bekanntgabe des 
Zollbescheides fällig. Ist die Zahlung nicht bei der 
Kasse der Zollstelle zu leisten, die den Zollbescheid 
erteilt hat, so ist die Zollschuld erst am dritten 
Werktag nach der Bekanntgabe des Zollbescheides 
fällig. 

(2) Die Zahlung des Zolles wird auf Antrag des 
Zollschuldners bei Sicherheitsleistung bis zum 15. 
des dritten auf die Entstehung der Zollschuld fol­
genden Monats aufgeschoben. Die Oberfinanzdirek­
tion kann in einzelnen Fällen auf die Sicherheits­
leistung verzichten, wenn ihr Einnahmeausfälle oder 
Zahlungsverzögerungen ausgeschlossen erscheinen. 
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(3) Der Zahlungsaufschub nach Absatz 2 ist aus­
geschlossen, wenn die Eingangsabgaben weniger als 
200 Deutsche Mark betragen. Dies gilt nicht, wenn 
dem Zollschuldner laufender Zahlungsaufschub be­
willigt ist. 

§ 38 

Freigabe bei Verzollung 

(1) Sobald der Zoll gezahlt, aufgeschoben oder 
gestundet ist, gibt die Zollstelle das Zollgut frei. 
Sie kann das Zollgut schon vorher freigeben, wenn 
ihr der Zollbeteiligte sicher erscheint und entweder 
die Zollbeschau beendet oder davon abgesehen 
worden ist. 

(2) Wird Zollgut vor der Bekanntgabe des Zoll­
bescheides freigegeben, so entsteht die Zollschuld 
schon mit der Freigabe. 

(3) Soweit Zollgut vor der Freigabe untergegan­
gen oder bei der Zollstelle abhanden gekommen ist, 
jst die mit Bekanntgabe des Zollbescheides entstan­
dene Zollschuld zu erlassen, ein zu ihrer Tilgung 
gezahlter Zoll zu erstatten. 

§ 39 

Zollbehandlung gestellungsbeireiter Waren 

(1) Ubernimmt der Zollbeteiligte Zollgut, das 
nach § 6 Abs. 5 von der Gestellung befreit ist, oder 
nimmt er solches Zollgut unmittelbar in seinen Be­
trieb auf, so hat er es sofort anzuschreiben. Für Zoll­
gut, das nicht zollfrei ist, entsteht mit der Anschrei­
bung die Zollschuld. Für die Menge, die Beschaffen­
heit und den Zollwert der Ware und für die An­
wendung der Zollvorschriften ist der Zeitpunkt der 
Anschreibung maßgebend. Zollschuldner ist der Zoll­
beteiligte. Für die ihm ob] iegende Zollanmeldung 
gilt § 12 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 sinngemäß. Ist 
kein Zoll zu erheben, so gibt die Zollstelle dies dem 
Zoll beteiligten bekannt (Zollfreistellung). Für die 
Verzo11ung gilt § 36 Abs. 3 Satz 1, für die Fällig­
keit und den Zahlungsaufschub § 37. 

(2) Ist dem Zollbeteiligten eine Freigutveredelung 
bewilligt, so kann zugelassen werden, daß er das 
Zollgut unmittelbar nach der Ubernahme oder Auf­
nahme in den Betrieb gesondert mit der Wirkung 
anschreibt, daß die Anschreibung der Abfertigung 
zur Freigutveredelung gleichsteht. 

(3) Ist dem Zollbeteiligten eine Zollgutveredelung 
oder Zollgutverwendung bewilligt, so kann zugelas­
sen werden, daß er das Zollgut unmittelbar nach 
der Ubernahme oder Aufnahme in den Betrieb in 
den besonderen Zollverkehr überführt. Der Zollbe­
teiligte hat solches Zollgut gesondert anzuschreiben 
und anzumelden. Die Anschreibung steht der Ab­
fertigung zu dem besonderen Zollverkehr gleich. 

§ 40 

Erlaß und Erstattung bei Wiederausfuhr 

Werden Waren, die bei der Einfuhr ins Zollgebiet 
verzollt worden sind, wieder ausgeführt, so kann 
der Zoll erlassen oder erstattet werden, jedoch höch­
stens in dem Rahmen, in dem Zollfreiheit im Falle 
des § 24 Abs. 1 Nr. 2 gewährt wird. 

Kapitel IV 

Zollgu tversand 

§ 41 

(1) Soll Zollgut nach der Gestellung weiterbeför­
dert werden, so wird es auf Antrag des Zollbetei­
ligten einer anderen Zollstelle überwiesen (Zollgut­
versand). 

(2) Das Zollgut wird dem Zollbeteiligten zur Be­
förderung mit der Verpflichtung überlassen, es 
innerhalb einer bestimmten Frist unverändert einer 
anderen Zollstelle zu gestellen. 

(3) Der Zollbeteiligte kann das Zollgut einem an­
deren als Warenführer zur Beförderung übergeben. 
Weiß dieser, daß es sich um Zollgut handelt, so geht 
die Verpflichtung zur Gestellung auf ihn über. Sie 
geht unter der gleichen Voraussetzung auf jeden 
weiteren Warenführer oder den Warenempfänger 
über. 

(4} Der Zollbeteiligte haftet von der Uberlassung 
des Zollguts an für den Zoll nach der höchsten in 
Betracht kommenden Zollbelastung, wenn das Zoll­
gut nicht oder nicht ordnungsgemäß gestellt wird. 
In den Fällen des Absatzes 3 haftet neben dem 
Zollbeteiligten jeweils derjenige, dem noch die Ge­
stellung obliegt. Der Zollbeteiligte hat auf Verlan­
gen Sicherheit zu leisten. 

(5) Die Zollstelle kann den Zollbeteiligten von 
der Verpflichtung, das Zollgut einer anderen deut­
schen Zollstelle zu gestellen, für den Fall befreien, 
daß es im Zuge der Beförderung ausgeführt und 
einer ausländischen Zollbehörde vorgeführt wird. 

(6) Der Zollgutversand kann abgelehnt werden, 
wenn das Zollaut sofort zum freien Verkehr abge­
fertigt werden"' kann und ein entgegenstehendes 
wirtschaftliches Interesse des Zollbeteiligten nicht 
erkennbar ist. 

Kapitel V 

Lagerung 

Abschnitt 1 

Arten der Lagerung 

§ 42 

(1) Der Lagerung dienen 

1. öffentliche und private Zollgutlager 
und 

2. private Zollaufschublager. 

(2) Die Lager werden nur Personen bewilligt, die 
ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, re­
gelmäßig Abschlüsse machen und nach dem Ermes­
sen der Zollverwaltung vertrauenswürdig sind. 

(3) Die Dauer der Lagerung darf insgesamt fünf 
Jahre nicht überschreiten. Erfordert es die Eigenart 
der Ware, so kann eine längere Lagerzeit zugelas­
sen werden. 

(4) Die Lager unterliegen der zollamtlichen Uber­
wachung. 
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Abschnitt 2 

Zollgutlagcr 

§ 43 

Allgemeines 

(1) In Zollgutlagcrn kann Zollgut gelagert wer­
den, das später ausgeführt werden soll oder dessen 
spätere Bestimmung nicht überblickt werden kann. 
In einzelnen Fällen kann zugelassen werden, daß 
neben dem Zollgut auch Freigut gelagert wird, 
wenn die zollamtliche Uberwachung dadurch nicht 
beeinträchtigt wird. 

(2) Zollgut darf in Zollgutlagern der üblichen 
Lagerbehandlung unterzogen, aber weder darüber 
hinaus bearbeitet noch verarbeitet werden. Diese 
Lagerbehandlung ist auch zulässig, wenn sich da­
durch andere Bcmessungsg rundlagen für eine 
spätere Zollbehandlung ergeben. Bei wirtschaft­
lichem Bedürfnis kann in einzelnen Fällen eine 
weitergehende Behandlung zugelassen werden. 

(3) Zollgut darf aus ZolJgutlagern nicht nur aus­
geführt, sondern auch in andere Zollgutlager ge­
bracht werden. 

(4) Ergibt sich nach der Einlagerung ein wirt­
schaftliches Bedürfnis dafür., so darf Zollgut in den 
freien Verkehr ausgelagert werden. In diesem Falle 
stehen die erste Abfertigung des Zollguts zur Zoll­
gutlagerung der Abfcrtiqung zum freien Verkehr 
und die gesamte anschließende Lagerung, auch in 
mehreren Zollgutlagcrn, der Lagerung in einem 
Zollaufschublager gleich. Zollschuldner ist, wer die 
Auslagerung des Zollguls beantragt. 

(5) Ergibt sich nach der Einlagerung ein wirt­
schaftliches Bedürfnis dafür, so darf Zollgut zum 
aktiven Veredelungsvcrkehr, zum Umwandlungs­
verkehr oder zur Zollgutverwendung abgefertigt 
werden. Dies ist ausgeschlossen, wenn sich durch 
eine Lagerbehandlung die Beschaffenheit des Zoll­
guts so geändert hat, daß nach der Abfertigung zu 
dem neuen Verkehr Zollvorteile entstehen können. 

(6) Mit Zollgut, das sich bei Ablauf der Lager­
frist noch im Zollgutlager befindet, wird nach § 20 
verfahren. 

§ 44 

Difentliche Zollgutlager (Zollniederlagen) 

(1) Offentliche Zollgutlager (Zollniederlagen) 
können an Orten mit starkem Zollverkehr bewilligt 
werden, wenn ein allgemeines Bedürfnis für die 
Lagerung besteht. 

(2) Die Zollniederlagen stehen unter Zollmitver­
schluß. Der Niederlagehalter hat die Zollniederlage 
zollsicher einzurichten und zu erhalten und sie nach 
den zollamtlichen Anordnungen zu führen. 

(3) Der Einlagerer hat die zollamtlichen Anord­
nungen über die Lagerung zu befolgen. Kommt er 
diesen Anordnungen nicht nach, so kann er von 
der Benutzung der Zollniederla9e ausgeschlossen 
werden. 

(4) Zollgut, das sich nach seiner Beschaffenheit 
für eine Zollniederlage nicht eignet, ist von der 
Lagerung ausgeschlossen. 

(5) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
können notfalls zolleigene Zollniederlagen einge­
richtet werden. 

§ 45 

Private Zollgutlager 

(1) Private Zollgutlager können bewilligt werden, 
wenn nach den Betriebsverhältnissen. des Antrag­
stellers ein Bedürfnis für die Lagerung besteht und 
die Lagerung in einem Freihafen oder in einer Zoll­
niederlage nicht angängig ist. 

(2) Die privaten Zollgutlager stehen unter Zoll­
mitverschluß. Der Lagerinhaber hat das Zollgutlager 
zollsicher einzurichten und zu erhalten. In ein­
zelnen Fällen kann unter besonderen Voraussetzun­
gen und Bedingungen vom Zollmitverschluß und 
von der zollsicheren Einrichtung abgesehen werden. 

(3) Der Lagerinhaber hat die Anordnungen zu 
befolgen, die zur zollamtlichen Uberwachung getrof­
fen werden. 

Abschnitt 3 

Zoll auf sch ub lager 

§ 46 

(1) In Zollaufschublagern können Waren, die 
zum freien Verkehr abgefertigt oder nach § 39 
Abs. 1 Satz 1 angeschrieben worden sind, im An­
schluß daran mit der Wirkung gelagert werden, daß 
die Zollzahlung für die Dauer der Lagerung aufge­
schoben ist. In einzelnen Fällen kann zugelassen 
werden, daß in dem Lager auch anderes Freigut 
gelagert wird, wenn die zollamtliche Uberwachung 
dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Zollaufschublager können bewilligt werden, 
wenn nach den B~triebsverhältnissen des Antrag­
stellers ein Bedürfnis für die Lagerung besteht. 

(3) Zollaufschublager stehen nicht unter Zollver­
schluß. Für die Auslagerung können solche Min­
destmengen festgesetzt werden, daß die Buchführung 
übersichtlich bleibt. Der Lagerinhaber hat die An­
ordnungen zu befolgen, die zur zollamtlichen Uber­
wachung getroffen werden. Soweit es die Zoll ver­
waltung für erforderlich hält, kann Sicherheit bis 
zur Höhe des aufgeschobenen Zolles verlangt 
werden. 

(4) In Zollaufschublagern dürfen die Waren der 
üblichen Lagerbehandlung unterzogen, aber weder 
darüber hinaus bearbeitet noch verarbeitet werden. 
Diese Lagerbehandlung ist auch zulässig, wenn sich 
dadurch andere Bemessungsgrundlagen für eine 
spätere Zollbehandlung ergeben. Bei wirtschaft­
lichem Bedürfnis kann in einzelnen Fällen eine 
weitergehende Behandlung zugelassen werden. Für 
die Fälle der Sätze 2 und 3 können Zollverschluß 
oder andere besondere Sicherungsmaßnahmen an­
geordnet werden. 

(5) Es kann zugelassen werden, daß Waren vor­
übergehend aus Zollaufschublagern entfernt wer­
den, soweit dafür ein wirtschaftliches Bedürfnis be­
steht. Werden die Waren innerhalb einer dafür 
gesetzten Frist in das Zollaufschublager zurückge-
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bracht, so gilt die Lagerung nicht als unterbrochen. 
Außerhalb des Zollaufschublagers dürfen die Waren 
in der gleichen Weise behandelt werden wie im 
Zollaufschuhlager. 

(6) Aus einem Zollaufschublager dürfen Waren 
in ein anderes Zollaufschublager gebracht werden. 
Der Inhaber des anderen Lagers hat zuvor schrift­
lich sein Einverständnis zu erklären, wenn er nicht 
Inhaber beider Lager ist. Die Zollschuld geht auf 
ihn über, sobald die Erklärung bei der Zollstelle 
des Lagers eingeht, aus dem die Waren abgegeben 
werden. Werden die Waren r.licht spätestens in dem 
Kalendermonat, der auf diesen Zeitpunkt folgt, in 
das andere Lager gebracht, so gelten sie als daraus 
entnommen. 

(7) Der Zoll ist jeweils für diejenige Waren­
menge zu zahlen, die sich am Ende eines Kalender­
monats nicht mehr im Lager befindet oder die als 
entnommen gilt. Dabei bleiben die Waren außer 
Betracht, die nach den Absätzen 5 und 6 aus dem 
Lager entfernt sind. 

(8) Die Zollschuld ist am dritten Werktag des 
folgenden Monats fällig. Die Zahlung wird auf An­
trag des Zollschuldners bei Sicherheitsleistung bis 
zum 15. des zweiten darauf folgenden Monats auf­
geschoben; § 37 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 wird an­
gewendet. Ist Sicherheit nach Absatz 3 nicht oder 
nicht in voller Höhe geleistet und erscheint die 
rechtzeitige Zahlung gefährdet, so kann die Zoll­
stelle anordnen, daß der Zoll jeweils vor der Ent­
nahme von Waren aus dem Lager gezahlt wird. Sie 
künn zur Sicherung dieser Anordnung geeignete 
Maßnahmen treffen, vor allem Verfügungsverbote 
erlassen und das Lager unter Zollverschluß nehmen. 

(9) Werden während der Lagerung Zollvor­
schriften geändert, so werden für die aufgeschobene 
Zollschuld die neuen Zollvorschriften auf die noch 
im Lager vorhandene VJarenmenge angewendet, 
soweit es der Zollschuldner beantragt. Der neuen 
Zollberechnung werden Beschaffenheit und Zoll­
wert der Waren im Zeitpunkt der Abfertigung zum 
freien Verkehr zugrunde gelegt. 

(10) Werden Waren ausgelagert, für die Saison­
zölle (§ 35 Abs. 2) gelten, so wird auf Antrag des 
Zollschuldners der bei der Auslagerung geltende 
Zollsatz angewendet oder, wenn in diesem Zeit­
punkt Zollfreiheit gilt, die Zollschuld erlassen. Ab­
satz 9 Satz 2 wird angewendet. 

(11) Werden aus dem Zollaufschublager Waren 
zur Zollgutveredelung, zur Zollgutumwandlung 
oder zur Zollgutverwendung abgefertigt oder unter 
zollamtlicher Uberwachung ausgeführt, so ist die 
auf sie entfallende Zollschuld zu erlassen. Dies gilt 
nur, soweit der Zollschuldner nachweist, daß die 
ausgelagerte Ware die nämliche wie die eingela­
gerte Ware ist oder diese enthält. § 43 Abs. 5 
Satz 2 gilt sinngemäß. 

(12) Weist der Zollschuldner nach, daß Waren auf 
dem Wege zum Zollaufschublager, im Zollaufschub­
lager oder bei vorübergehender Entfernung (Ab­
satz 5) untergegangen sind, so wird die auf sie 
entfallende Zollschuld erlassen. Schwund ist nicht 
als Untergang anzusehen. 

(13) Für Waren, die sich bei Ablauf der Lager­
frist noch im Lager befinden, ist der Zoll sofort 
zu zahlen. Anträge nach den Absätzen 9 und 10 
können nach Ablauf der Lagerfrist nicht mehr 
gestellt werden. 

Kapitel VI 

Veredelung 

Abschnitt 1 

Arten der Veredelungsverkehre 

§ 47 

(1) Der zollbegünstigten Veredelung dienen 

1. der aktive Veredelungsverkehr für die 
Veredelung im Zollgebiet, 

2. der passive Vered el ungsver kehr für die 
Veredelung im Zollausland, 

3. der Freihafen-Veredelungsverkehr für die 
Veredelung in den Freihäfen. 

(2) Veredelungsverkehre werden nur Personen 
im Zollgebiet oder in den Zollfoeigebieten bewilligt, 
die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
regelmäßig Abschlüsse machen und nach dem Er­
messen der Zollverwaltung vertrauenswürdig sind. 
Besteht die Veredelung nur in einer Ausbesserung, 
so kann der Veredelungsverkehr auch anderen Per­
sonen bewilligt werden. 

Abschnitt 2 

Aktiver Veredelungsverkehr 

§ 48 

Allgemeines 

(1) Der aktive Veredelungsverkehr dient der Ver­
edelung von ·waren, die ausgeführt werden sollen. 
Er kann bewilligt werden, soweit er für die betei­
ligten Wirtschaftskreise wesentliche Vorteile er­
warten läßt und Nachteile für andere durch den Zoll 
geschützte Wirtschaftskreise nicht zu befürchten 
sind oder soweit die Vorteile gegenüber den Nach­
teilen so überwiegen, daß die Bewilligung den 
Vorzug ~erdient. 

(2) Der aktive Veredelungsverkehr ist Zollgut­
veredelung oder Freigutveredelung. Bei der Zoll­
gutveredelung wird die Nämlichkeit des Zollguts 
festgeha1te·n. Bei der Freigutveredelung wird an 
Stelle des Zollguts im Betrieb des Veredelers Frei­
gut veredelt, das dem Zollgut nach Menge und 
Beschaffenheit entspricht. Das in der zugelassenen 
Weise veredelte Freigut ist Ersatzgut; es wird mit 
der Gestellung Zollgut. 

(3) Für die Gestellung des veredelten Zollguts 
und de-s Ersatzguts werden Fristen gesetzt. Bei der 
Zollgutveredelung wird die Frist nach der Zeit be­
messen, die für die Veredelung und den Absatz des 
veredelten Zollguts erforderlich ist. Bei der Freigut­
veredelung wird die Frist nach der Zeit bemessen, 
die für die Beschaffung des Ersatzguts ·erforderlich 
ist, höchstens jedoch nach der Zeit, die für die 
Veredelung der freigegebenen Ware (§ 50 Abs. 1) 
erforderlich wäre. Die Frist wird bei der Freigut-
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veredelung auf Antrag so gesetzt, daß sie nicht be­
ginnt, solan~Je die freigcgE1bene Ware unverändert 
lagert, und daß ihr Ablauf gehemmt ist, sobald die 
Nämlichkeit des Ersatzguts c1u.f Antrag gesichert 
wird. 

(4) Wenn die Ausfuhr ohne zollamtliche Uber­
wachung gewfüuleistet ist, kann zugelassen werden, 
daß das veredelte Zollgut oder das Ersatzgut ohne 
Gestellung ausgeführt wird. In diesem Falle steht 
die Ausfuhr der Gestellung uleich. 

(5) Entsteht eine Zollschuld (§ 49 Abs. 6 und § 50 
Abs. 2), so ist der Zeitpunkt des Antrags auf Ab­
fertigung zur Veredelung maß9ebend für die Menge, 
die Beschaffenheit und den Zollwert der Ware und 
für die Anwendung der Zollvorschriften. Der Zoll 
für Nebenerzeugnisse und Abfälle wird nach ihrer 
Menge, ihrer Beschaffenheit und ihrem Zollwert im 
Zeitpunkt der Gestellung des v,-~redelten Zollguts 
oder des Ersatzguts und nach den Zollvorschriften 
bemessen, die in diesem Zeitpunkt gelten; auf An­
trag wird Satz 1 angewendet. Gilt tariflich für das 
Zollgut bei ZolJgutverwendung (§ 55) ein ermäßigter 
Zollsatz oder Zomreiheit, so gilt dies auch, wenn 
das ZolJgut bei der Veredelung so bearbeitet oder 
verarbeitet worden ist, wie es für die Zollgutver­
wendung vorgesehen ist. 

(6) Zur Feststellung, ob und in welcher Höhe eine 
Zollschuld entstanden ist, wird der Veredelungs­
verkehr spätestens bei Ablauf der nach Absatz 3 
gesetzten Fristen ab9erechnet. Der berechnete Zoll 
wird von dem Veredelcr als Zollschuldner schrift­
lich oder mündlich ilngefordert (Zollbescheid). Die 
Zollschuld ist nach einer Woche fällig. Zahlungs­
aufschub ist nicht zulüssig. 

(7) Zur Vereinfachung des Veredelungsverkehrs 
können durch Feststellungsbescheid Abrechnungs­
schlüssel festgestellt werden, aus denen sich ergibt, 
wieviel Hundertteile des unveredelten Zollguts bei 
der Abrechnung auf das veredelte Zollgut oder das 
Ersatzgut, auf die Nebenerzeugnisse und Abfälle 
sowie auf die Fehlmengen anzurechnen sind, die 
durch die Ver•edelung entstehen. 

(8) Betriebe, in denen die Veredelungsarbeiten 
ausgeführt werden, unterliegen der zollamtlichen 
Uberwachung. Soweit es die Zollverwaltung für 
erforderlich htilt, kann Sicherheit bis zur Höhe des 
nach Absatz 5 Satz 1 zu bemessenden Zolles ver­
langt werden. 

§ 49 

ZoUgutveredehmg 

(1) Bei der Zollgutvercdclung wird das abge­
fertigte Zollgut dem Veredeler im Zollverkehr über­
lassen. 

(2) Die Veredelungsarbeiten sind im Betrieb des 
Veredelers auszuführen. Wenn es di,e zollamtliche 
Uberwachung nicht gefährdet, wird aui Antrag 
zugelassen, daß alle oder bestimmte Veredelungs­
arbeiten in anderen Betrieben ausgeführt werden. 

(3) Der Veredeler hat das Zollgut nach der Ver­
edelung zu gestellen. Er darf das Zollgut auch in 
den freien Verkehr entnehmen. 

(4) Ergibt sich nach der Abfertigung ein wirt­
schaftliches Bedürfnis dafür, so kann zugelassen 
werden, daß Zollgut unveredelt gestellt wird. 

(5) Zollgut gilt als in den freien Verkehr entnom­
men, soweit es anders als zugelassen behandelt 
oder nicht fristgerecht gestellt wird. 

(6) Mit der Entnahme von Zollgut in den freien 
Verkehr entsteht eine Zollschuld. 

§ 50 

Freigutveredelung 

(1) Bei der Abfertigung zur Freigutveredelung 
wird das Zollgut vom Zoll freigestellt und dem 
Veredeler freigegeben. 

(2) Wird Ersatzgut nicht fristgerecht gestellt, so 
entsteht eine Zollschuld. Wird Ersatzgut fristgerecht 
gestellt, so entsteht eine Zollschuld nur für Neben­
erzeugnisse und Abfälle, die bei der Veredelung 
der freigegebenen V\T aren entstanden wären. 

(3) Die Veredelungsarbeiten sind im Betrieb des 
Veredelers auszuführen. Auf Antrag wird zugelas­
sen, daß bestimmte Veredelungsarbeiten in anderen 
Betrieben ausgeführt werden, wenn die wesent­
lichen Veredelungsarbeiten im Betrieb des Ver­
edelers ausgeführt werden und die Zulassung die 
zollamtliche Uberwachung nicht gefährdet. 

(4) Ergibt sich nach der Abfertigung ein wirt­
schaftliches Bedürfnis dafür, so kann zugelassen 
werden, daß statt des Ersatzguts Waren unverän­
dert gestellt werden, die nach Absatz 1 freigegeben 
worden sind. Diese Waren werden mit der Gestel­
lung wieder Zollgut. 

(S) Sind Abrechnungsschlüssel nicht festgestellt 
worden, so werden bei der Abrechnung Neben­
erzeugnisse und Abfälle sowie Fehlmengen als 
solche nur berücksichtigt, soweit sie dem Durch­
schnitt entsprechen, der sich bei gleichartigen 
Arbeiten in dem Betrieb ergibt. 

§ 51 

Vorgriff 

Wenn ein aktiver Veredelungsverkehr bewilligt 
ist, kann bei wirtschaftlichem Bedürfnis zugelassen 
werden, daß Ersatzgut im Vorgriff ausgeführt und 
Zollgut innerhalb einer festzusetzenden Frist als 
Nachholgut zum freien Verkehr abgefertigt wird. 
Das Nachholgut muß nach Menge und Beschaffen­
heit dem unveredelten Freigut entspr·echen, das ver­
edelt und als Ersatzgut ausgeführt worden ist. Das 
Nachholgut ist zollfrei, soweit bei tatsächlicher 
Durchführung des bewilligten Veredelungsverkehrs 
eine Zollschuld nicht entstehen würde. 

Abschnitt 3 

Passiver Veredelungsverkehr 

§ 52 

(1) Der passive Veredelungsverkehr dient der 
Veredelung von Waren, die ohne Erlaß, Erstattung 
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oder Vergütung von Zoll aus dem freien Verkehr 
des Zollgebiets in das Zollausland ausgeführt und 
veredelt wieder eingeführt werden. Waren, die im 
Rahmen eines Zollkontingents zollfrei eingeführt 
worden waren, sind vom passiven Veredelungsver­
kehr ausgeschlossen. 

(2) Die unveredelten Waren sind mit dem Antrag 
zu gestellen, sie zur Ausfuhr im passiven Verede­
lungsverkehr abzufertigen. Die Nämlichkeit der 
Waren wird festgehalten, ihre Ausfuhr (§ 6 Abs. 3 
Satz 2) wird zollamtlich überwacht. Den Waren 
dürfen im Zollausland bei der Veredelung Zutaten 
zugefügt werden. Für die Einfuhr der veredelten 
Waren werden dem Bedürfnis entsprechende Fristen 
gesetzt. 

(3) Eine Zollermäßigung wird nur für Waren 
gewährt, die nach Absatz 2 behandelt und in der 
zugelassenen Weise veredelt sind, die innerhalb 
der gesetzten Frist eingeführt werden und deren 
Nämlichkeit festgestellt wird. 

(4) Der Zoll für die veredelten Waren wird um 
den Betrag gemindert, der als Zoll für die unver­
edelten Waren zu erheben wäre, wenn sie unter 
den gleichen Umständen zum freien Verkehr abge­
fertigt würden. Maßgebend für die Berechnung die­
ses Betrages sind Menge und Beschaffenheit der 
unveredelten Waren im Zeitpunkt der Abfertigung 
(Absatz 2) sowie ihr Preis und die Zollvorschriften 
im Zeitpunkt des Antrags auf Abfertigung der ver­
edelten Waren zum freien Verkehr; als Preis der 
unveredelten Waren gilt der Preis, der am Ort der 
Einfuhr der veredelten Waren bei einem Verkauf 
im Sinne des § 29 an die erste Handelsstufe erzielt 
werden könnte. Waren die unveredelten Waren 
im Rahmen eines Zollkontingents zu einem er­
mäßigten Zollsatz eingeführt worden, so wird der 
Zoll für die veredelten Waren nur um den dabei 
entrichteten Betrag gemindert. 

(5) Als Zollwert für die veredelten Waren kann 
der Preis der unveredelten Waren (Absatz 4 Satz 2) 
zuzüglich des Veredelungsentgelts angenommen 
werden. Dem Veredelungsentgelt ist der auf die 
Waren entfallende Wert etwa verwendeter Vor­
lagen des Auftraggebers zuzuschlagen, wenn die 
Voraussetzungen für die Anwendung des § 26 nicht 
vorliegen. 

(6) Sind den Waren bei der Veredelung Zutaten 
zugefügt worden, so wird für die veredelten Waren 
mindestens ein Zoll nach dem Zollwert der Zutaten 
erhoben. Sind die veredelten Waren nach Gewicht 
oder Raummenge zu verzollen, so wird für sie 
mindestens ein Zoll nach dem Gewicht oder der 
Raummenge der Zutaten erhoben. 

(7) Werden Waren, die innerhalb der Euro­
päischen Atomgemeinschaft, der Europäischen Ge­
meinschaft für Kohle und Stahl oder der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zollfrei sind oder 
herabgesetzten Binnenzöllen unterliegen, innerhalb 
dieser Gemeinschaften veredelt, so wird für die 
veredelten Waren höchstens ein Zoll erhoben, wie 
er bei der Einfuhr nach passiver Veredelung außer­
halb der Gemeinschaften zu erheben wäre. 

Abschnitt 4 

Freihafen- Ve re del ung sverkehr 

§ 53 

(1) Der Freihafen-Veredelungsverkehr dient der 
Veredelung von Waren, die ohne Erlaß, Erstattung 
oder Vergütung von Zoll aus dem freien Verkehr 
des Zollgebiets in einen Freihafen ausgeführt und 
veredelt wieder eingeführt werden. An Stelle der 
ausgeführten Waren können im Freihafen auch 
Waren veredelt werden, die unveredelt den aus­
geführten Waren nach Menge und Beschaffenheit 
entsprechen; die veredelten Waren sind Ersatzgut. 

(2) Ein Freihafen-Veredelungsverkehr kann dem 
Inhaber eines Freihafenbetriebes nach Absatz 1 
Satz 1 oder Satz 2 bewilligt werden, wenn es die 
wirtschaftliche Ausnutzung der für den Außenhan­
del geschaffenen Anlagen dieses Betriebes erfordert 
und der Freihafen dadurch seinem Zweck nicht ent­
fremdet wird. 

(3) Die unveredelten Waren sind mit dem An­
trag zu gestellen, sie zur Ausfuhr im Freihafen­
Veredelungsverkehr abzufertigen. Die Nämlichkeit 
der Waren wird festgehalten, soweit nicht die 
Einfuhr von Ersatzgut zugelassen ist. Die Ausfuhr 
der Waren (§ 6 Abs. 3 Satz 2) wird zollamtlich 
überwacht. Für die Einfuhr der veredelten Waren 
werden dem Bedürfnis entsprechende Fristen ge­
setzt. 

(4) Waren, die nach Absatz 3 behandelt und in 
der zugelassenen Weise veredelt sind und die 
innerhalb der gesetzten Frist eingeführt werden, 
sind zollfrei. Sind sie kein Ersatzgut, so muß für 
die Zollfreiheit auch ihre Nämlichkeit festgestellt 
sein. 

Kapitel VII 

Umwandlung 

§ 54 

(1) Waren, die im Zollgebiet verbleiben sollen, 
können außerhalb einer Zollstelle in Waren anderer 
Beschaffenheit umgewandelt werden (Umwandlungs­
verkehr). 

(2) Umwandlungsverkehr,e werden nur Personen 
im Zollgebiet bewilligt, die ordnungsgemäß kauf­
männische Bücher führen, regelmäßig Abschlüsse 
machen und naclt' dem Ermessen der Zollverwal­
tung vertrauenswürdig sind. Umwandlungsverkehre 
können nur bewilligt werden, wenn 

1. ein volkswirtschaftliches Bedürfnis für die 
Umwandlung besteht und 

2. die ursprüngliche Beschaffenheit der Waren 
nicht wirtschaftlich sinnvoll wiederherge­
stellt werden kann oder Umgehungen von 
Eingangsabgaben nach der Beschaffenheit 
der umgewandelten Waren ausgeschlossen. 
sind. 

(3) Der Umwandlungsverkehr ist Zollgutumwand­
lung oder Freigutumwandlung. Die Freigutumwand­
lung wird nur bewilligt, wenn die umgewandelten 
Waren höher mit Eingangsabgaben belastet sind 
als vor der Umwandlung. Im übrigen gelten für 
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den Umwandhrngsvcrkchr die Vorschriften über 
den aklivcn VPn\delungsverkehr (ausgenommen 
§ 48 Abs. 1, 3 Satz 4 und Alls. 4, § 51) sinngemäß. 

Kupitel VTH 

Zollgutverwendung 

§ 55 

(1) B)jngt die ZolJfreiheit oder die Anwendung 
eines ermäßigten Zollsatzes da von ab, daß Zollgut 
unter zollamtlicher Uherwadrnng verwendet wird, 
so wird es zur Zollgutverwendung abgefertigt. Wird 
ein ermäßigter Zollsatz angewendet, so wird der da­
nach berechnete Zoll bei dieser Abfertigung erho­
ben; §§ 35 bis 37 werden angewendet. 

(2) Die Zollgutverwcndung bedarf der Bewilli­
gung. Erfordert es die zollamtliche Uberwachung, so 
ist die Bewil1igung davon abhängig, daß der An­
tragsteller ordnungsgemäß kaufmännische Bücher 
führt, regelmäßig Abschlüsse macht und nach dem 
Ermessen der Zollverwaltung vertrauenswürdig ist. 

(3) Das abgefertigte Zollgut wird dem Zollbetei­
ligten im Zo11verkc!hr überlassen. Es darf nur zu 
den bei der l3ewilliqung bestimmten Zwecken ver­
wendet werden. Je nach dem Inhalt der Bewilligung 
darf es auch an andere verteilt oder abgegeben 
werden, denen eine Verwendung solchen Zollguts 
bewilligt ist. Für die Verwendung können dem Be­
dürfnis entsprechende Fristen gesetzt werden. So­
weit es die Zo1lverwaltung für erforderlich hält, 
kann Sicherheit bis zur Höhe~ des Zolles verlangt 
werden, der im Falle des Absatzes 8 zu entrichten 
ist. 

(4) Ist das ZoJJgut nicht zur vorübergehenden 
Verwendung (§ 24 Abs. 1 Nr. 4) bestimmt, so tritt 
es mit der zweck- und fristgerechten Verwendung 
in den freien Verkehr. Nebern~rzeugnisse und Ab­
fälle treten in den freien Verkehr, sobald sie im 
regelmäßigen Arbeitsgang oder zwangsläufig an­
fallen; dies gilt nicht, soweit die Vorschriften, in 
denen die Zollfreihc~it oder der ermäßigte Zollsatz 
vorgesehen ist, etwa.s anderes bestimmen. 

(5) Zollgut, das zur vorübergehenden Verwen­
dung bestimmt ist, darf in den freien Verkehr ent­
nommen werden, wenn die Bc~m(~ssungsgrundlagen 
für den Zoll bei der Abfertigung zur Zollgutver­
wendung in einem Zollbefund beurkundet oder nach 
§ 39 Abs. 3 angemeldet worden sind, Zollgut, das 
nicht zur vorübergehenden Verwendung bestimmt 
ist, darf von Verteilern unter der gleichen Voraus­
setzung in den freien Verkehr entnommen werden, 
von anderen Verwendern da.gegen nur, wenn es 
ihnen vorher genehmigt ist. Die Genehmigung wird 
nur erteilt, wenn skh für die Entnahme ein wirt­
schaftliches Bedürfnis ergeben hat, nachdem das 
Zollgut in den ihnen bewilligten Zollverkehr ge­
langt ist 

(6) Zollgut darf zu einer neuen Zollbehandlung 
gestellt werden. Soweit das Zo11gut nicht zur vor­
übergehenden Verwendung bestimmt war, darf es 
von anderen Verwendern als Verteilern nur gesteUt 
werden, wenn dies vorher genehmigt ist; für die 

Genehmigung gilt Absatz 5 Satz 3. Menge, Beschaf­
fenheit und Zollwert der Ware im Zeitpunkt des 
Antrags auf Abfertigung zur Zollgutverwendung 
sind für j~de Zollschuld maßgebend, die für das ge­
stellte Zollgut bei oder nach der anschließenden 
und jeder weiteren Zollbehandlung entsteht; dies 
gilt nicht, soweit die Zollverwaltung vor der jewei­
ligen Zollbehandlung anerkennt, daß keine unge­
rechtfertigten Zollvorteile entstehen können. 

(7) Zo11gut gilt als in den freien Verkehr ent­
nommen, soweit es zweckwidrig oder nicht frist­
gerecht verwendet wird. Wird festgestellt, daß Zoll­
gut fehlt, so gilt es als in diesem Zeitpunkt in den 
freien Verkehr entnommen, wenn nicht derjenige, 
in dessen Zollverkehr es sich befunden hat, nach­
weist, auf welchen Umständen die Fehlmenge be­
ruht. 

(8) Mit der Entnahme von Zollgut in den freien 
Verkehr entsteht eine Zollschuld. Zollschuldner ist 
derjenige, in dessen Zollverkehr sich das Zollgut 
befindet. Für die Menge, die Beschaffenheit und 
den Zollwert der Ware und für die Anwendung der 
Zollvorschriften ist der Zeitpunkt des Antrags auf 
Abfertigung zur Zollgutverwendung maßgebend; 
der Zoll mindert sich um den Betrag, in dessen 
Höhe bereits eine Zollschuld nach Absatz 1 entstan­
den ist. Wird Zollgut nach Absatz 5 in den freien 
Verkehr entnommen, so werden auf Antrag die 
Zollvorschriften angewendet, die im Zeitpunkt der 
Entnahme gelten. Der berechnete Zoll wird von 
dem Zollschuldner schriftlich oder mündlich ange­
fordert (Zollbescheid). § 37 wird angewendet. Zah­
lungsaufschub ist jedoch ausgeschlossen, wenn das 
Zollgut nach Absatz 7 als in den freien Verkehr 
entnommen gilt. 

(9) Beförderungsmittel, Behälter und Lademittel, 
die nach § 6 Abs. 6 von der Gestellung befreit sind, 
gehen mit der Einfuhr in den Zollverkehr des­
jenigen über, dem die vorübergehende Verwen­
dung bewilligt ist. Der Zeitpunkt der Einfuhr tritt 
an die Stelle des in Absatz 8 Satz 3 bezeichneten 
Zeitpunkts. 

Kapitel IX 

Zollamtliche Behandlung von Freigut 

§ 56 

(1) Für die zollamtliche Behandlung von gestell­
tem Freigut gelten die Vorschriften über die Zoll­
behandlung von Zollgut sinngemäß. 

(2) Freigut, das zu einem besonderen Zollverkehr 
abgefertigt ,verden soll, ist zu gestellen. 

DRITTER TEIL 

Verzollung und Zollfreistellung 
bei Nichtbeachtung von Zollvorschriften 

§ 57 

(1) Wird erstmals Zollgut der zollamtlichen Dber­
wachung vorenthalten oder entzogen oder unzu­
lässig verändert, so entsteht damit für dieses Zoll­
gut eine Zollschuld, wenn es nicht zollfrei ist. Maß-
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gebend für die Menge, die Beschaffenheit und den 
Zollwert der Ware und für die Anwendung der 
Zollvorschriften ist der Zeitpunkt, in dem sie ent­
steht. §§ 21, 22 und 28 bis 34 werden angewendet. 

(2) Zollschuldner ist, wer erstmals das Zollgut 
der zollamtlichen Uberwachung vorenthält oder ent­
zieht oder unzulässig verändert. Wer das Zollgut 
nach Entstehung, aber vor Erlöschen der Zollschuld 
(Absatz 1) übernimmt oder an sich bringt und weiß 
oder wissen müßte, daß es sich um Zollgut handelt, 
wird damit weiterer Zollschuldner für diese Zoll­
schuld. 

(3) Die Zollschuld ist sofort fällig. 

(4) Für die Prüfung, ob und in welcher Höhe eine 
Zollschuld nach Absatz 1 entstanden ist, kann das 
Zollgut sichergestellt werden. Im übrigen gilt § 16 
Abs. 3 sinngemäß für den Besitzer des Zollguts. Ist 
,eine Zollschuld entstanden, so wird der berechnete 
Zoll schriftlich oder mündlich angefordert (Zollbe­
scheid). Zahlungsaufschub ist nicht zulässig. Die 
Zollstelle gibt das Zollgut frei, sobald die Zollfrei­
heit festgestellt oder die Zollschuld erloschen ist. 

(5) Die Abstitze 1 bis 4 gelten nicht, wenn Zoll­
gut mit der Wirkung in einem besonderen Zollver­
kehr der zollamtlichen Uberwachung entzogen oder 
unzulässig verändert wird, daß in diesem Zollver­
kehr eine Zollschuld entsteht. 

(6) Wird Zollgut der zollamtlichen Uberwachung 
erstmals von einer nach § 188 Abs. 1 der Reichs­
abgabenordnung zum Beistand verpflichteten Ver­
kehrsverwaltung des Bundes dadurch vorenthalten, 
daß ihre Bediensteten im Rahmen ihrer Aufgaben 
Zollvorschriften irrtümlich nicht beachten, so wird 
sie aus der Zollschuld (Absatz 1) nur in Anspruch 
genommen, wenn das Zollgut für sie selbst be­
stimmt war. 

(7) Wird Zollgut im Reiseverkehr im Zusam­
menhang mit der Zollbehandlung der zollamtlichen 
Uberwachung vorenthalten oder entzogen, so kann 
ein Zollzuschlag bis zur Höhe der Eingangsabgaben, 
jedoch mindestens 3 und höchstens 100 Deutsche 
Mark, erhobe:a werden. 

§ 58 

(1) Wird Zollgut, das nicht zollfrei ist, entgegen 
§ 36 Abs. 3 unverzollt freigegeben, so entsteht da­
für mit der Freigabe eine Zollschuld. Wird Zollgut, 
das nicht zollfrei ist, zu einem nicht bewilligten be­
sonderen Zollverkehr abgefertigt, so entsteht dafür 
mit der Uberlassung eine Zollschuld; das Zollgut 
gilt als freigegeben. Maßgebend für die Menge, die 
Beschaffenheit und den Zollwert der Ware und für 
die Anwendung der Zollvorschriften ist der Zeit­
punkt, in dem die Zollschuld entsteht. §§ 21 bis 23 
und 28 bis 34 werden angewendet. 

(2) Zollschuldner ist derjenige, dem das Zollgut 
freigegeben oder überlassen worden ist. 

(3) Der berechnete Zoll wird vom Zollschuldner 
schriftlich oder mündlich angefordert (Zollbescheid). 
Die Zollschuld ist sofort fällig. Für den Zahlungs­
aufschub gilt § 37. 

VIERTER TEIL 

Sondervorschriften für Teile des Hoheitsgebiets 

Kapitel I 

Zollfreigebiete 

Abschnitt 1 

Freihäfen 

§ 59 

Zweck der Freihäfen 

(1) Die Freihäfen dienen dem Umschlag und der 
Lagerung von Waren für Zwecke des Außenhandels. 
Sie dienen ferner dem Schiffbau. 

(2) Jede andere gewerbliche Tätigkeit in den 
Freihäfen ist ausgeschlossen, soweit sie nicht in 
diesem Gesetz zugelassen oder vorgesehen ist. 

§ 60 

Warenhandel und -befördenmg 

(1) Waren dürfen in Freihäfen ohne zollrechtliche 
Beschränkung gehandel.t und befördert werden, so­
weit in den Absätzen 2 und 3 nichts anderes be­
stimmt ist. 

(2) In Freihäfen darf der Handel mit Schiffs- und 
Reisebedarf nur mit schriftlicher Erlaubnis des 
Hauptzollamts betrieben werden. Bei der Entschei­
dung über die Erlaubnis ist die Sicherheit der Zoll­
belange zu berücksichtigen; die Erlaubnis kann 
unter Auflagen erteilt werden. Um Wirtschafts­
kreise, die durch den Zoll geschützt sind, vor Schä­
den zu bewahren oder um die Zollbelange zu 
sichern, kann der Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung die Abgabe und den Bezug 
von Schiffs- und Reisebedarf auf Waren beschrän­
ken, die ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung von 
Zoll aus dem freien Verkehr des Zollgebiets in 
Freihäfen ausgeführt worden sind. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Sicherung der Zollbelange durch Rechtsverordnung 
in Freihäfen 

1. das Feilbieten und Ankaufen von Waren 
im Reisegewerbe und in Wohnungen, 

2. das Aufsuchen von Warenbestellungen auf 
Schiffen, 

3. das Erwerben, Abgeben und Befördern von 
Waren in kleinen Mengen 

verbieten oder beschränken und 
4. das Befördern von Waren an Bedingungen 

knüpfen. 

§ 61 

Warenlagerung, Vernichtung, Umwandlung 

(1) Waren dürfen in Freihäfen ein-, aus- und um­
geladen und gelagert werden. Sie dürfen auch der 
üblichen Lagerbehandlung unterzogen werden, so­
weit dadurch keine Zollvorteile entstehen können. 
Bei wirtschaftlichem Bedürfnis kann in einzelnen 
Fällen eine weitergehende Lagerbehandlung zuge­
lassen werden. Wohnungen dürfen nicht als Lager 
benutzt werden. 
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(2) Waren aus dem freien Verkehr des Zollge­
biets, die wieder in das Zollgebiet eingeführt wer­
den sollen, dürfen in Freihäfen nur gelagert werden, 
wenn es besonders zugelassen ist. Die Lagerung 
darf nur zugelassen werden, wenn im Freihafen 
für den Außenhandel geschaffene Anlagen sonst 
nicht wirtschaftlich ausgenutzt werden können und 
der Freihafen durch die Lagerung seinem Zweck 
nicht entfremdet wird. Von diesen Voraussetzungen 
kann abgesehen werden, wenn sonst ernste volks­
wirtschaftliche Schäden eintreten würden. 

(3) Waren dürfen vernichtet oder unter zollamt­
licher Uberwachung in Waren anderer Beschaffen­
heit umgewandelt werden. Die Umwandlung ist zu­
lässig, wenn sie im Zollgebiet bei einer Zollstelle 
nach § 9 Abs. 3 ausgeführt werden könnte. Unter 
den Voraussetzungen des § 54 Abs. 2 kann die Um­
wandlung auch in anderen Fällen bewilligt werden. 

§ 62 

Warenbearbeitung und -verarbeitung 

(1) Schiffe dürfen in Freihäfen ohne zollrechtliche 
Beschränkung gebaut, umgebaut, ausgehessert, aus­
gerüstet und abgewrackt werden. 

(2) Zu anderen gewerblichen Zwecken dürfen 
Waren bearbeitet. oder verarbeitet werden, wenn 
dies besonders zugelassen ist. Bei der Entscheidung 
über die Zulassung sind der Zweck der Freihäfen 
und die Sicherheit der Zollbelange zu berücksich­
tigen. Für Waren, die aus dem Zollausland bezogen 
werden, darf die Zulassung nur erteilt werden, 
wenn die Voraussetzungen des aktiven Verede­
lungsverkehrs vorliegen. 

(3) In Betriebswerkstätten des Bundes, der Län­
der und der Hafenverwaltungen dürfen Waren nur 
in den Fällen des § 53 (Freihafen-Veredelungsver­
kehr) bearbeitet oder verarbeitet werden. 

(4) Im alten Freihafen Hamburg dürfen Waren 
ohne zollrechtliche Beschränkung gewerblich oder 
in Betriebswerkstätten (Absatz 3) bearbeitet oder 
verarbeitet werden. 

§ 63 

Warenverbrauch und -gebrauch 

(1) In Freihäfen dürfen Waren, die dorthin ohne 
Erlaß, Erstattung oder Vergütung von Zoll aus dem 
freien Verkehr des Zollgebiets ausgeführt worden 
sind, ohne zollrechtliche Beschränkung verbraucht 
oder gebraucht werden. 

(2) Andere Waren dürfen in Freihäfen verbraucht 
oder gebraucht werden, 

1. wenn sie im Zollgebiet bei Abfertigung 
zum freien Verkehr zollfrei wären, 

2. wenn sie unter den gleichen Vorausset­
zungen und Bedingungen verwendet wer­
den, unter denen im Zollgebiet Zollgut 
nach § 55 verwendet werden darf. 

(3) Im übrigen dürfen Waren in Freihäfen weder 
verbraucht noch ständig gebraucht werden. In ein­
zelnen Fällen können Ausnahmen von diesem Ver­
bot zugelassen werden, wenn es mit dem Zweck 

der Freihäfen vereinbar ist und Wirtschaftskreise, 
die durch den Zoll geschützt sind, nicht benachtei­
ligt werden. 

(4) Im alten Freihafen Hamburg dürfen Waren 
zu gewerblichen Zwecken ohne zollrechtliche Be­
schränkung verbraucht oder gebraucht werden. 

§ 64 

Persönliche Beschränkungen 

(1) Personen dürfen in Freihäfen nur mit beson­
derer Erlaubnis des Hauptzollamts wohnen. Die Er­
laubnis wird widerruflich und nur aus zwingendem 
Anlaß erteilt. 

(2) Das Hauptzollamt kann Personen die Beschäf­
tigung im Freihafen und das Betreten des Freihafens 
untersagen, wenn sie nicht die Gewähr für die 
Sicherheit der Zollbelange oder für die Beachtung 
der Verbote und Beschränkungen für den Waren­
verkehr über die Grenze bieten. 

§ 65 

Bauten und Grundstücke 

{1) Bauten dürfen in Freihäfen nur mit Zustim­
mung des Hauptzollamts errichtet, wesentlich in 
ihrer Bauart geändert oder anders verwendet wer­
den. Sind Bauarbeiten ohne Zustimmung des 
Hauptzollamts ausgeführt worden, so kann das 
Hauptzollamt verlangen, daß der frühere Zustand 
wiederherg,estellt wird. Die Beschränkungen gelten 
nicht für Bauten des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden; die Baupläne müssen jedoch dem 
Hauptzollamt spätestens einen Monat vor Bau­
beginn zugeleitet werden. 

(2) Grundstücke, Wasserflächen und Räume dür­
fen nur entsprechend dem Zweck der Freihäfen und 
den geltenden Beschränkungen benutzt werden. 
Grundstücke dürfen landwirtschaftlich genutzt wer­
den; das Hauptzollamt kann dies in einzelnen 
Fällen zur Sicherung der Zollbelange beschränken 
oder untersagen. 

(3) Grundstücke, Wasserflächen und Räume dür­
fen anderen nur durch schriftlichen Vertrag, der 
auch die Art ihrer Benutzung regelt, und mit wider­
ruflicher Zustimmung des Hauptzollamts überlassen 
werden. Dies gilt nicht für Verträge zur Uberlas­
sung an den Bund, die Länder und die Gemeinden; 
solche Verträge müssen jedoch dem Hauptzollamt 
sofort nach Abschluß zugeleitet werden. 

(4) Die Zustimmung nach den Absätzen 1 und 3 
kann versagt werden, wenn ihr der Zweck der Frei­
häfen entgegensteht oder wenn die Sicherheit der 
Zollbelange gefährdet würde. 

§ 66 

Uberwa.chung der Freihäfen 

(1) Wer in Freihäfen Waren lagert, bearbeitet 
oder verarbeitet oder mit Waren handelt, unterliegt 
der zollamtlichen Uberwachung und hat über Zu­
gang, Abgang und Herkunft der Waren so Buch zu 
führen, daß der Warenbestand jederzeit ersichtlid:l 
ist. 
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(2) Der Bundesminisler der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung zur Sicherung der Freihafengren­
zen und der in Freihäfen geltenden Verbote und 
Beschränkungen das Nähere bestimmen. 

(3) Verbote, Beschränkungen und Sicherungsmaß­
nahmen in Freihufen dienen der Besteuerung im 
Sinne der §§ 193 und 202 der Reichsabgabenord 
nung. 

(4) Vergünstigungen auf Grund von Zollvor­
schriften für die Freihäfen sind Steuervergünstigun­
gen im Sinne des § 203 der Reichsabgabenordnung. 

Abschnitt 2 

Andere Zollfreigebiete 

§ 67 

Verkehrsbeschränkungen und zollamtliche 
Uberwachung 

(1) Auf den vom Zollgebiet ausgeschlossenen 
Grenzwe~Jen und auf der Insel Helgoland kann das 
Befördern, Lagern, Veredeln und Verwenden un­
verzoll ler Waren in einzelnen Fällen beschränkt 
werden, soweit es die zollamtliche Uberwachung 
erfordert. Unter den gleichen Voraussetzungen 
können dort Betriebe, die gewerbsmäßig unverzollte 
Waren befördern, lagern, V(~redcln oder verwenden, 
unter zollamtliche Uberwachung gestellt und die 
Betriebsinhaber zur Buchführung verpflichtet wer­
den. 

(2) In Cewässern und Watten zwischen der 
Hoheitsgrenze und der Zollgrenze an der Küste und 
in den vom Zollgebiet ausgeschlossenen Binnen­
gewässern haben Schiffsführer auf Verlangen der 
Zollbediensteten zn halten und ihnen zu ermög­
lichen, an Bord und von Bord zu gelangen, Beförde­
rungsurkunden einzusehen sowie Schiff und Ladung 
zu prülen. 

(3) Auf den vorn Zollgebiet ausgeschlossenen 
Grenzwegen hat jedE~rrnann auf Verlangen der Zoll­
bediensteten stehenzubleiben und sich über seine 
Person auszuweisen. Führer von Beförderungsmit­
teln haben dort uuf Verlangen der Zollbediensteten 
zu halten, die Beförderunusurkunden vorzulegen und 
die Prüfung des Beförderungsmittels und der La­
dung zu ermöglichen. 

(4) In Gewässern, die Zollfreigebiete sind, dürfen 
Waren nur ausgesetzt werden, wenn es für die 
Fischerei, die Austernfischerei, das Setzen von See­
zeichen oder ühnliche Zwecke erforderlich ist. 

(5) § 66 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

Kapitel II 

Zollgebiet 

Abschnilt 1 

A 11 gemein es 

§ 68 

Zollgrenzbezirk, Zollbinnenland, Zollbinnenlinie 

Längs der Zollgrenze erslreckt sich der Zollgrenz­
bezirk bis zu einer Tiefe von 15 Kilometern. An der 
Küste wird die Tiefe von der Strandlinie an gerech-

net. Der Zollgrenzbezirk wird vom Zollbinnenland 
durch die Zollbinnenlinie getrennt. Der Bundesmini­
ster der Finanzen bestimmt durch Rechtsverordnung 
den V ~rlauf der Zollbinnenlinie im einzelner„ nach 
den Erfordernissen der zollamtlichen Uberwachung. 
Dabei darf der Zollgrenzbezirk über eine Tiefe von 
15 Kilometern hinaus ausgedehnt werden, soweit 
es besondere Geländeverhältnisse erfordern. 

Abschnitt 2 

Zollgrenzbezirk 

§ 69 

Bauten und Grundstücke 

(1) Bauten dürfen innerhalb einer Entfernung 
von 100 Metern (in Orten mit geschlossener Bau­
weise von 50 Metern) von der Zollgrenze nur mit 
Zustimmung des Hauptzollamts errichtet oder geän­
dert werden. Die Entfernung rechnet an Binnenge­
wässern vorn Ufer, an der Küste von der Strand­
linie. Der Zustand von Grundstücken darf innerhalb 
dieses Geländestreifens nur mit Zustimmung des 
Hauptzollamts verändert werden, wenn die Ver­
änderung über die übliche Bewirtschaftung hinaus­
qeht. Die Zustimmung kann versaqt werden, wenn 
die Sicherheit der Zollbelange gefährdet würde. 
Sind ßaua.rbeiten oder Veränderungen ohne Zustim­
mung des Hauptzollamts ausgeführt worden, so 
kann das Hauptzollamt verlangen, daß der frühere 
Zustand wiederhergestellt wird. Bei dicht an der 
Zollgrenze liegenden Gebäuden und schwimmenden 
Anlagen kann das Hauptzollamt jederzeit Fenster­
gitter, Türverschlüsse oder andere besondere Siche­
rungsvorrichtungen anordnen. 

(2) Das Hauptzollamt kann in einzelnen Fällen 
die Benutzung von Grundstücken durch Personen, 
die nicht dort wohnen, in dem in Absatz 1 bezeich­
neten Geländestreifen beschränken, wenn dies für 
die zollamtliche Uberwachung erforderlich ist. Die 
Zollverwaltung kann auf Grundstücken in diesem 
Celändestreifen auf eigene Kosten Sperren, Hinder­
nisse, Schutzhütten, Zugangswege und ähnliche An­
lagen errichten, die unerlaubten \Narenverkehr über 
die Zollgrenze erschweren oder eine bessere Uber­
wachung ermöglichen. 

(3) Grundstückseigentümer und -besitzer haben 
im Zollgrenzbezirk den Zollbediensteten für die Aus­
übung ihres Dienstes ungehinderten Zugang zu den 
Crundstücken zu gewähren; ausgenommen sind Ge­
bäude und solche umschlossenen Grundstücke, die 
mit Cebäuden unmittelbar verbunden sind. Sie ha­
ben auf Verlangen des Hauptzollamts den Zollbe­
di2nsteten das Begehen der Zollgrenze und der Ufer 
von Crenzgewässern dadurch zu ermöglichen, daß 
sie einen Grenzpfad frei lassen, an Einfriedungen 
Durchlässe oder Ubergänge herrichten und Wasser­
gräben überbrücken. Sie 11.aben ferner zu dulden, 
daß die Zollverwaltung auf eigene Kosten Brücken, 
Durchlässe, Ubergänge und Grenzpfad verbessert. 

(4) Entschädigungen werden in den Fällen der 
Absätze 1 bis 3 nicht gewährt. Anordnungen des 
Hauptzollamts nach den Absätzen 1 bis 3 können 
nach § 202 der Reichsabgabenordnung erzwungen 
werden. 
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(5) Soweit der Zollgrenzbezirk nur die Zollgrenze 
der Freihäfen sichert, beträgt die nach den Absätzen 
1 und 2 maßgebende Entfernung von der Zollgrenze 
3 Meter. 

(6) Absätze 1 und 2 gelten nicht für Wehranla­
gen und Ubungsplätze der Bundeswehr oder der 
Truppen verbündeter Staaten und für Anlagen der 
Deutschen Bundesbahn. 

§ 70 
Enteignung 

(1) Für die Errichtung von Zollbauten im Zoll­
grenzbezirk ist die Enteignung zulässig. 

(2) Bis zum Inkrafttreten eines Bundesenteig­
nunusgesetzes geJten für die Durchführung der Ent­
eignung die Vorschriften des § 2 und des Zweiten 
und Dritten Teils sowie der §§ 67, 68, 71, 73 und 
74 des Landbeschaffungsgesetzes vom 23. Februar 
1957 (ßundesgesctzbl. I S. 134) sinngemäß. 

§ 71 

Andere Rechte und Pflichten im Zollgrenzbezirk 

(1) Zollbedienstete dürfen im Zollgrenzbezirk 
Wege und Anlagen, deren Benutzung für die Allge­
meinheit untersagt oder beschränkt ist, im Dienst 
benutzen. 

(2) Im Zollnrenzhezirk hat jedermann auf Ver­
langen der Zollbediensteten stehenzubleiben und 
sich über seine Person auszuweisen. Führer von 
Beförderungsmitteln haben auf Verlangen der Zoll­
bediensteten zu hallen, Schiffsführer haben ihnen 
auf Verlangen auch zu ermöglichen, an Bord und 
von Bord zu gelangen. Gepäck, Beförderungsmittel 
und ihre Ladung können zur Feststellung des zoll­
redlichen Besitzes mitgeführter Waren an Ort und 
Stelle oder bei der nächsten Zollstelle oder einer 
anderen geeigneten Dienststelle geprüft werden. 
Die von der Prüfung Betroffenen haben dafür die 
nach den Umständen dienliche Hilfe zu leisten. 

(3) Im Zollgrenzbezirk hat jedermann hei Ver­
dacht, daß Zollgut in oder unter seiner Kleidung 
verborgen ist, zu dulden, daß er bei der nächsten 
Zollstelle oder einer anderen geeigneten Dienst­
stelle, auf Schiffen oder in fahrenden Zügen auch 
in einem geeigneten Raum, körperlich durchsucht 
wird. Männliche Personen können mit ihrem Ein­
verständnis auch an anderen Orten durchsucht wer­
den. Sie können an Ort und Stelle abgetastet wer­
den, wenn der dringende Verdacht besteht, daß sie 
Waffen in oder unter ihrer Kleidung verborgen 
halten. Die Grundrechte nach Artikel 2 Abs. 2 des 
Grundgesetzes werden insoweit eingeschränkt. 

(4) § 193 der Reichsabgabenordnung bleibt unbe­
rührt. 

§ 72 

Beschränkungen des Warenverkehrs im Zollgrenz­
bezirk 

(1) Im Zollgrenzbezirk darf der Handel mit un­
verzolltem Schiffs- und Reisebedarf nur mit schrift­
licher Erlaubnis des I Iauplzollamts betrieben wer­
den. Bei der Entscheidung über die Erlaubnis ist die 

Sicherheit der Zollbelange zu berücksichtigen; die 
Erlaubnis kann unter Auflagen erteilt werden. Um 
Wirtschaftskreise, die durch den Zoll geschützt sind, 
vor Schäden zu bewahren oder um die Zollbelange 
zu sichern, kann der Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung die Abgabe und den Bezug 
unverzollter Waren als Schiffs- oder Reisebedarf 
einschränken und für bestimmte Fälle untersagen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann für 
den Zollgrenzbezirk durch Rechtsverordnung zur 
Sicherung der Zollbelange 

1. das Feilbieten und Ankaufen von \Varen 
im Reisegewerbe verbieten oder beschrän­
ken, 

2. das Versenden von Waren in das Zoll­
binnenland durch die Post von der schrift­
lichen Erlaubnis der Zollstelle abhängig 
machen, 

3. anordnen, daß Weidevieh gekennzeichnet 
und über seinen Bestand Buch geführt 
wird, 

4. anordnen, daß Schiffe auch Freigut nur 
mit Erlaubnis der Zollstelle außerhalb von 
Zollandungsplätzen löschen und laden dür­
fen, wenn 

a) die Waren verpackt sind, 

b) für Waren dieser Art Eingangsabgaben 
vorgesehen sind oder 

c) für Waren dieser Art Verbote oder 
Beschränkungen für den Warenverkehr 
über die Grenze bestehen. 

Der Bundesminister der Finanzen kann diese Er­
mächtigungen durch Rechtsverordnung auf die 
Oberfinanzdüektion übertragen. 

Abschnitt 3 

Zollbinnenland 

§ 73 

(1) Wo Waren im Zollbinnenland gestellt oder 
zollamtlich behandelt werden, hat jedermann bei 
Verdacht, daß Zollgut in oder unter seiner Kleidung 
verborgen ist, zu dulden, daß er in einem geeigne­
ten Raum körperlich durchsucht wird. Die Grund­
rechte nach Artikel 2 Abs. 2 des Grundgesetzes 
werden insoweit eingeschränkt. § 193 der Reichs­
abgabenordnung bleibt unberührt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Sicherung der Zollbelange durch Rechtsverordnung 
Binnengewässer, die vom Zollausland her zu Wasser 
zugänglich sind, ihre Inseln und ihr Ufergelände in 
einer für die wirksame Uberwachung erforderlichen 
Ausdehnung der Grenzauisicht unterwerfen, soweit 
auf diesen Gewässern Zollgut befördert wird. Ist die 
Grenzaufsicht für ein solches Gebiet verordnet, so 
gelten dort für Frachtschiffe und für Personen, die 
von solchen Schiffen kommen oder sich zu solchen 
Schiffen begeben, die gleichen Vorschriften wie im 
Zollgrenzbezirk. Im übrigen gelten für ein solches 
Gebiet § 69 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4, § 71 Abs. 1, 
§ 72 Abs. 2 Nr. 4. 

(3) Für unverzollten Schiffs- und Reisebedarf gilt 
§ 72 Abs. 1 auch im Zollbinnenland. 
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FUNFTER TEIL 

Zollverwaltung; Beistandspflichten 

§ 74 

ZolJstellen, Zollgrenzdienst 

(1) Der Aufbau der Zollverwaltung richtet sich 
nach dem Gesetz über die Finanzverwaltung vom 
6. September 1950 (Bundesgesetzbl. S. 448) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

(2) ZollstelJen sind die Hauptzollämter und die 
Zollämter. Dei Errichtung von Zollstellen ist das 
öffentliche Verkehrsbedürfnis zu berücksichtigen. 

(3) Der Zollgrenzdienst sichert die Zollgrenze 
und überwacht den Zollgrenzbezirk, die Zollfrei­
gebiete, die der Grenzaufsicht nad.1 § 73 Abs. 2 
unterworfenen Gebiete und die Zollflugplätze (Grenz­
aufsicht). Zum Zollgrenzdienst gehören alle Zollbe­
diensteten, die in der Grenzaufsicht tätig sind. 

§ 75 

Beistand, Zollhilfspersonen 

(1) Den nach § 188 Abs. 1 der Reichsabgabenord­
nung zum Beistand verpflichteten Verkehrsverwal­
tungen des Bundes dürfen mit ihrem Einverständ­
nis Hoheitsaufgaben - ausgenommen der Erlaß 
rechtsmittelfähiger Verfügungen und Entscheidun­
gen -- übertragen werden, soweit sie diese Auf­
gaben durch Bundesbeamte wahrnehmen. 

(2) Die nach § 188 Abs. 1 der Reichsabgabenord­
nung zum Beistand verpflichteten Verkehrsverwal­
tungen des Bundes und die nach § 188 Abs. 3 der 
Reichsabgabenordnung zu Zollhilfsorganen bestell­
ten Unternehmen haben den Zollstellen bei der 
zollamtlichen Uberwachung und bei der Zollbehand­
lung des Personen- und Güterverkehrs, dem ihre 
Einrichtungen dienen, jede dienliche Hilfe zu lei­
sten, besonders auch 

1. die mit der zollamtlichen Uberwachung 
ihres Verkehrs betrauten Zollbediensteten 
im Dienst unentgeltlich zu befördern und 
ihnen den Zutritt zu ihren Anlagen unent­
geltlich zu gestatten, 

2. den in Betracht kommenden Zollstellen 
die Fahr- und Flugpläne für den Verkehr 
über die Grenze rechtzeitig mitzuteilen. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Verwaltungen und 
Unternehmen haben Bedienstete, die eines Steuer­
vergehens überführt sind, auf Verlangen von je­
der Verrichtung auszuschließen, auf die sich die 
zollamtliche Uberwachung erstreckt. 

(4) Einzelpersonen können zur Mitwirkung im 
Zolldienst als Zollhilfspersonen zugelassen werden. 
Ihnen darf nur die Aufgabe übertragen werden, 
Tatsachen festzustellen. 

§ 76 

ZoUbehandlung auf dem Betriebsgelände 
bestimmter Unternehmen 

(1) Wird die Zollbehandlung des Personen- oder 
Güterverkehrs auf dem Betriebsgelände eines Un­
ternehmens durchgeführt, das dem öffentlichen Ver-

kehr oder dem öffentlichen Warenumschlag dient, 
so gelten für die Beziehungen zwischen der Zoll­
verwaltung und dem Unternehmen die Absätze 2 
bis 5. 

(2) Das Unternehmen stellt die erforderlichen 
Einrichtungen, besonders Rampen, Lagerräume und 
-plätze, Brücken, Diensträume, Wiege- und Unter­
suchungsvorrichtungen, und hält sie in gutem Zu­
stand. Das Unternehmen kann von der Zollverwal­
tung verlangen, daß sie ihm seine Selbstkosten 
vergütet, soweit das Unternehmen diese Einrich­
tungen nicht ohnehin benötigt. Soweit ein Aufwand 
über das Maß hinausgeht, das für zolleigene Ein­
richtungen üblich ist, wird er nicht vergütet. 

(3) Die Zollverwaltung kann von dem Unterneh­
men weitere Leistungen verlangen, die mit der 
Zollbehandlung der von ihm beförderten oder um­
geschlagenen Waren zusammenhängen und die ihm 
nach den Umständen zugemutet werden können. 
Das Unternehmen kann dafür Vergütung seiner 
Selbstkosten verlangen. 

(4) Für die von der Zollverwaltung zu zahlende 
Vergütung kann ein Pauschale vereinbart werden. 

(5) Verkehrsverwaltungen des Bundes gelten als 
Unternehmen im Sinne der vorstehenden Absätze. 

SECHSTER TEIL 

Ermächtigungen und Vereinfadmngen 

§ 77 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages durch R,echtsverordnung 

1. aus wirtschaftlichen Gründen Zollsätze des 
Zolltarifs ermäßigen oder aufheben; 

2. Zollsätze des Zolltarifs bis auf das Drei­
fache erhöhen und im Zolltarif statt Zoll­
freiheit Zollsätze bis zu einer Belastung in 
Höhe des höchsten Wertzollsatzes des 
Zolltarifs festsetzen, wenn diese Waren 
infolge einer unvorhergesehenen wirt­
schaftlichen Entwicklung in zunehmendem 
Umfang unter solchen Umständen einge­
führt werden, daß die dadurch geschaffene 
Lage die im Inland ansässigen Hersteller 
gleichartiger oder unmittelbar konkurrie­
render Erzeugnisse ernsthaft schädigt oder 
zu schädigen droht; 

3. aus wirtschaftlichen Gründen Zollsätz,e des 
Obertarifs ermäßigen. 

(2) Die Bundesregierung kann zur internationalen 
Vereinheitlichung oder aus anderen zolltechnischen 
Gründen durch Rechtsverordnung das Schema des 
Zolltarifs ändern, ohne den Zollsatz oder die Zoll­
freiheit für die betroffenen Waren zu ändern. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver­
ordnung den Zolltarif 

1. nach .dem Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft insoweit 
ändern, als die Bundesrepublik Deutschland 

a) nach Artikel 14, 16 und 17 Abs. 1 dieses 
Vertrags und Nummer 1 des Protokolls 
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über Mineralöle und einige Mineralöl­
erzeugnisse die zwischen den Mitglied­
staaten geltenden Zölle abzubauen hat, 

b) nach Artikel 23 dieses Vertrags und 
Nummer 1 des Protokolls über Mineral­
öle und einige Mineralölerzeugnisse die 
Zollslitze dem Gemeinsamen Zolltarif 
anzupassen haL, 

c) durch eine Entscheidung des Rats über 
autonome Anderungen oder Aussetzun­
gen der Sätze des Gemeinsamen Zoll­
tarifs (Artikel 28 dieses Vertrags) dazu 
verpflichtet ist, 

d) nach Artikel 133 Abs. 1 dieses Vertrags 
die Zollsätze für die Einfuhren aus den 
außereuropäischen Ländern und Hoheits­
gebieten, die mit Belgien, Frankreich, 
Italien und den Niederlanden besondere 
Beziehungen unterhalten, abzubauen hat, 

e) nach dem Protokoll über die Zollkon­
tingente für die Einfuhr von Bananen 
zur Festselzung von Zollkontingenten 
berechtigt ist; 

2. zur beschleunigten Verwirklichung der 
Ziele de·s Vertrags zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft insoweit 
ändern, als sichergestellt ist, daß die an­
deren Mitgliedstaaten entsprechende Zoll­
tarifänderungen durchführen, um überein­
stimmend und gemeinschaftlich vor den 
vertraglich festgesetzten Zeitpunkten 
a) die Binnen-Zollsätze im Warenverkehr 

zwischen den Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft abzu­
bauen, 

b) die Außen-Zollsätze dem Gemeinsamen 
Zolltarif der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft anzupassen; 

3. nach dem Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Atomgemeinschaft insoweit än­
dern, als die Bundesrepublik Deutschland 
nach Artikel 95 dieses Vertrags auf Be­
schluß des Rats vorzeitig die Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs anzuwenden hat; 

4. nach dem Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl insoweit ändern oder ergänzen, als 
die Bundesrepublik Deutschland zur Durch­
führung des Gemeinsamen Marktes dazu 
verpflichtet ist. 

Bei diesen Anderungen können Zollsätze, die ge­
senkt werden, bis auf volle Zahlen nach unten, und 
Zollsätze, die erhöht werden, bis auf volle Zahlen 
nach oben gerundet werden; auch kann die Jahres­
bezeichnung des Zolltarifs geändert werden. 

(4) Dem Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, 
binnen zwei Wochen zu Entwürfen von Rechtsver­
ordnungen nach Absatz 1 Stellung zu nehmen. 

(5) Rechtsverordnungen nach Absatz 3 sind un­
verzüglich nach ihrer Verkündung dem Bundestag 
und dem Bundesrat mitzuteilen. Der Bundesrat kann 
binnen vier Wochen gegenüber dem Bundestag 

Stellung nehmen. Die Rechtsverordnungen sind un­
verzüglich aufzuheben, soweit es der Bundestag 
binnen drei Monaten nach ihrer Verkündung ver­
langt. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen kann den 
Wortlaut des Zolltarifs in der sich durch Rechtsver­
ordnungen nach den Absätzen 1 bis 3 ergebenden 
Fassung unter neuer Uberschrift und mit neuem 
Datum bekanntmachen. 

§ 78 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverord­
nung 

1. die durch dieses Gesetz festgelegten Pflich­
ten näher bestimmen; sein Recht, die Pflich­
ten der Zollbediensteten im Verwaltungs­
weg festzulegen, bleibt unberührt, 

2. die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
erläutern, 

3. das Verfahren bei der Erfassung des 
Warenverkehrs und bei der Zollbehand­
lung, für die besonderen Zollverkehre, für 
die anderen in diesem Gesetz vorgesehe­
nen Verkehre, für den Zollerlaß und für 
die Zollerstattung näher regeln und dabei 
den Beteiligten, einschließlich des Käufers 
oder Empfängers einer Ware, die erfor­
derlichen Anmeldungs- und Buchführungs­
pflichten auferlegen. 

Er hat dabei Auskünfte, Empfehlungen und Erläu­
terungen zwischenstaatlicher und überstaatlicher 
Organisationen im Rahmen der vertraglichen Ver­
pflichtungen zu berücksichtigen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung Durchführungsvorschriften zur 
Auslegung und Anwendung des Zolltarifs, beson­
ders zur Abgrenzung der Tarifnummern und Tarif­
stellen, erlassen. Er hat dabei Auskünfte, Empfeh­
lungen und Erläuterungen zwischenstaatlicher und 
überstaatlicher Organisationen im Rahmen der ver­
traglichen Verpflichtungen zu berücksichtigen. Zu 
den Durchführungsvorschriften gehören auch tech­
nische Vorschriften für die Untersuchung und für 
die Vergällung von Waren. 

(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechts­
verordnung die Erfassung und Zollbehandlung der 
elektrischen Energie, falls für diese im Zolltarif ein 
Zoll vorgesehen ist. Die Erfassung und Zollbehand­
lung müssen der Erfassung und Zollbehandlung von 
Waren entsprechen, soweit es die Eigenart der 
elektrischen Energie zuläßt. 

(4) Allgemeine Verwaltungsvorschriften, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes, des Zolltarifs und 
der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts­
verordnungen erforderlich sind, erläßt der Bundes­
minister der Finanzen. 

§ 79 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung für Waren, die weder zum Handel 
noch zur gewerblichen Verwendung bestimmt sind, 
zur Abgeltung der Eingangsabgaben pauschalierte 
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Abgahensli lze festsetzen, cJjc angewendet werden, 
wenn der Zollbeteili9te nicht Verzollung nach dem 
Zolltarif und Versteuerung nach den in Betracht 
kommenden Stcuergcselzcn beantragt. 

(2) Für Wc.1ren, deren Tarifierung unverhältnis­
mäßig viel Arbeit oder Kosten erfordern würde, 
kann auf Antrag des Zollbeteiligten diejenige in 
Betracht kommende Tarifstelle angewendet werden, 
die zu den höchsten Eingangsabgaben führt. 

(3) In einzelnen Fällen können Vereinbarungen 
mit dem Zollbeleiligten getroffen werden, die die 
Zollbehandlung vcreinf achen. Diese Vereinbarungen 
sind nur zuli:issig, wenn dadurch die Höhe der 
ins9esamt zu entrichternlPn Eingangsabgaben nicht 
wesentlich geändert und der Wettbewerb nicht 
wesentlich beeinträditigt wird. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Eingangs­
abgaben. deren Aufkommen den Ländern zusteht. 

SfEBCNTER TEIL 

Zollve:rgehen im Reiseverkehr 

§ 80 

(1) Zollvergehen (§ 392 der Reichsabgabenord­
nung), die im Reiseverkehr über die Grenze im 
Zusammenhang mit der Zollbehandlung begangen 
werden, werden nicht verfolgt, wenn sich die Tat 
auf Waren bezieht, die weder zum Handel noch zur 
gewerblichen Verwendung bestimmt und insgesamt 
nicht mehr als 200 Deutsche Mark wert sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Täter 

1. die Waren durch besonders angebrachte 
Vorrichtungen verheimlicht oder an schwer 
zugänglichen Stellen versteckt hält oder 

2. durch die Tat den Tatbestand eines Zoll­
vergehens innerhalb von sechs Monaten 
zum wiederholten Male verwirklicht. 

ACHTER TEIL 

Ubergangs- und SchlußvorschriHen 

§ 81 

Abweichende Vorschriften 
in zwischenstaatlichen Verträgen 

Soweit in zwischenstaatlichen Verträgen abwei­
chende Vorschriften bestehen, werden sie durch 
dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 82 

Bisherige öffentliche Zollager 

(1) Freizonen des bisherigen Zollrechts werden 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Zollnieder­
lagen (§ 44). Diese Zollniederlagen können nur im 
Einverständnis mit dem Niederlagehalter aufge­
hoben werden. Die Einlagerung in die Freizone 
steht im Sinne des § 43 Abs. 4 der Abfertigung zur 
Zollniederlage g ]eich. 

(2) Offentliche Zollniederlagen des bisherigen 
Zollrechts werden beim Inkrafttreten dieses Ge­
setzes widerruflich Zollniederlagen im Sinne des 

§ 44. Die Abfertigung zur bisherigen öffentlichen 
Zollniederlage steht im Sinne des § 43 Abs. 4 der 
Abfertigung zur Zollniederlage gleich. Hat ein 
Niederleger jedoch vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes der zuständigen Zollstelle erklärt, daß von 
ihm niedergelegtes Zollgut ganz oder zum Teil in 
ein Zollaufschublager eingelagert werden soll, so 
wird das Zollgut, auf das sich diese Erkläru:µg 
bezieht, so behandelt, als wäre es am Tage vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zum freien Verkehr 
abgefertigt und in ein Zollaufschublager eingelagert 
worden. Der Niederleger hat eine entsprechende 
Zollanmeldung (§ 12) binnen einer Woche abzu­
geben. Ihm wird eine angemessene Frist gesetzt, 
innerhalb deren er die Waren in das Zollaufschub­
lager aufzunehmen hat. 

§ 83 

Bisherige Zolleigenlager 

(1) Zolleigenlager des bisherigen Zollrechts wer­
den mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wider­
ruflich Zollaufschublager im Sinne des § 46. Das 
darin lagernde Zollgut wird so behandelt, als wäre 
es am Tage vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
auf Antrag des Lagerinhabers zum freien Verkehr 
abgefertigt und in das Zollaufschublager eingelagert 
worden. Der Lagerinhaber hat eine entsprechende, 
Zollanmeldung (§ 12) binnen einer Woche abzu­
geben. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Lagerinhaber 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes der zuständi­
gen Zollstelle erklärt hat, daß das Zolleigenlager 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ein privates 
Zollgutlager (§ 45) werden soll. In diesem Falle gilt 
das private Zollgutlager für sechs Monate nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes als bewilligt. Die Ab­
fertigung zum Zolleigenlager steht im Sinne des 
§ 43 Abs. 4 der Abfertigung zum Zollgutlager gleich. 

§ 84 

Bisherige Zollvormerklager 

(1) Zollvormerklager des bisherigen Zollrechts 
werden mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
widerruflich Zollaufschublager im Sinne des § 46. 
Das darin lagernde Zollgut gilt als am Tage vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aus dem Zollvor­
merklager in den freien Verkehr entnommen und 
in das Zollaufschublager eingelagert. 

(2) Hat ein Lagerinhaber vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes der zuständigen Zollstelle erklärt, 
daß das Zollgut ganz oder zum Teil in eine ihm 
bewilligte Zollgutverwendung übergehen soll, so 
gilt das Zollgut, auf das sich diese Erklärung 
bezieht, mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als 
auf seinen Antrag zu dieser Zollgutverwendung 
abgefertigt, wenn § 15 Abs. 1 Nr. 3 nicht entgegen­
steht; bedingte. Zollschulden fallen fort. 

§ 85 

Bisherige Zollveredelung und Zollverwendung 

(1) Ist nach bisherigem Zollrecht ein Zollver­
edelungsverkehr bewilligt, so gilt mit dem Inkraft­
treten dieses Gesetzes ein entsprechender aktiver 



Nr. 42 --- Tag der Ausgabe: Bonn, den 21. Juni 1961 761 

Veredelungsverkchr (§§ 48 bis 50) als widerruflich 
bewilligt; bedinqte Zollschuld011 fallen fort. 

(2) Ist nach bisherigem Zollrecht ein Zollvormerk­
verkehr für die Verw(md11ng von Zollgut bewilligt, 
so gilt mit dem Inkret! !.treten dic!scs Gesetzes eine 
entsprechende Zollgnt.·1crwendung (§ 55) als wider­
ruflich bewilligt; bl'dingt.e Zollschulden fallen fort. 

§ 86 
Freihäfen 

(1) Vom Zollgebiet ausgeschlossene Teile von 
Seehäfen (§ 2 Abs. 3 Nr. 3) sind die Freihäfen, die 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Anpassung an wirtschaftljche Erfordernisse oder zur 
Vereinfachung der zollamtlichen Uberwachung durch 
Rechtsverordnung den Verlauf der Freihafengren­
zen ändern, soweit es den wesentlichen Bestand des 
Freihafens nicht berührt. 

(3) Bei Anwendung des § 53 Abs. 2 und des § 61 
Abs. 2 werden ohne weitere Prüfung Anlagen als 
für den Außenhandel geschaffen angesehen, wenn 
sie vor dem 1. September 1956 vorhunden waren. 

§ 87 

Änderung des Zolltarifgesetzes 

Das Zolltarifgesetz vom 23. Dezember 1960 (Bun­
desgesetzbl. II S. 2425) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

,, § 1 

Zolltarif im Sinne des § 21 Abs. 1 des Zoll­
gesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) ist der nachstehende Zolltarif." 

2. §§ 2, 3, 4 Abs. 1 und 2 werden gestrichen. In 
§ 4 wird die Bezeichnung ,, (3)" vor dem bis­
herigen dritten Absatz gestrichen. 

§ 88 

Änderung des Gesetzes zu den EWG- und 
Euratomverträgen 

Artikel 3 Abs. 1 des Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft vom 27-. Juli 1957 (Bundesgesetz­
blatt II S. 753) wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 werden 
die Worte ", insbesondere den Zolltarif und 

die Ausfuhrzolliste", 

die Buchstaben a bis d, 

die Nummernbezeichnung „ 1." und 

die Buchstabenbezeichnung „ e)" 
gestrichen. 

2. Nummer f wird gestrichen. 

§ 89 
Geltung in BerHn 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Dberleitungsgesetzes vorn 4. Junuiu 19j2 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Derlin. Rechtsverord-

nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uber lei tungsgesetzes. 

§ 90 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 
§ 57 Abs. 7, §§ 80, 87 Nr. 2, § 88 und die in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen treten am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Am Tage nach Verkündung dieses Gesetzes 
treten außer Kraft: 

1. § 49 Abs. 2 und 3, § 55 Abs. 3 des Zoll­
gesetzes vom 20. März 1939 (Reichsgesetz­
blatt I S. 529) in der geltenden Fassung. 

2. das Sechste Gesetz zur Anderung des Zoll­
tarifs vom 24. November 1955 (Bundesge­
setzbl. I S. 728) in der geltenden Fassung. 

(3) Mit Ablauf des 31. Dezember 1961 treten außer 
Kraft: 

1. das Zollgesetz vom 20. März 1939 (Reichs­
gesetzbl. I S. 529) und die zu seiner Durch­
führung erlassenen Rechtsverordnungen in 
ihren geltenden Fassungen; 

2. die Beschlüsse des Bundesrates des Deut­
schen Reichs vom 25. Juni 1872 ( § 404 der 
Protokolle) und vom 18. Oktober 1900 (§ 522 
der Protokolle) über die zollamtliche Be­
handlung der deutschen Kriegsfahrzeuge 
und der Effekten der Marineangehörigen, 

3. a) die Holzlager-Zollordnung, die See­
fischerei-Zollordnung und die Schiffbau­
Zollordnung vom 11. Januar 1906 (Zen­
tralblatt für das Deutsche Reich S. 103, 
257, 265), 

b) die Getreidelager-Zollordnung vom 
15. Februar 1906 (Zentralblatt für das 
Deutsche Reich S. 352), 

c) §§ 36 und 37 der Wein-Zollordnung 
vom 17. Juli 1909 (Zentralblatt für das 
Deutsche Reich S. 333), 

d) die Verordnung über Teilungslager der 
Kriegsmarinebehörden vom 2. März 1937 
(Reichsministerialblatt S. 64), 

e) die Seehafen-Zollordnung vom 3. No-
vember 1937 (Reichsministerialblatt 
S. 651), 

f) die Verordnung über die Festsetzung 
von Mindestbeträgen bei dem Auf­
schub von Zöllen und Verbrauchsteuern 
vom 30. Juli 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1052) 

in ihren geltenden Fassungen; 

4. a) das Gesetz zur Änderung des Zollge­
setzes und der Verbrauchsteuergesetze 
vom 23. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 317), 

b) das Gesetz über Zolländerungen vom 
16. März 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 93), 
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c) das Zweite Anderungsgesetz zum Zoll­
gesetz vom 3. Mai 1956 (Bundesgesetz­
blatt I S. 375), 

d) das Dritte Zolländerungsgesetz vom 
9. Auuust 195G (Bundcsgeselzbl. I S. 735), 

c) Artikel 1, 2, 3 und 7 des Vierten Zoll­
änderunusgesetzes vorn 10. September 
1957 (Bundesgcsetzbl. I S. 1331), 

f) das Fünfte Zolländerungsgesetz vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1671), 

g) das Sechste Zolländerungsgesetz vom 
23. Dezember 1960 (Bundesgesetzbl. I 
s. 1069); 

5. das Gesetz über die Ausfuhrzolliste vom 
19. Mai 1959 (Bundesgesetzbl. II S. 537). 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 14. Juni 1961 

De;r Bundespräsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 

Der Bundesminister der Finanzen 
E tz el 
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Gesetz zur Änderung und Ergänzung"' 
des Gesetzes über die Entschädigung der Mitglieder des Bundestages*) 

Vom 15. Juni 1961 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be­
schlossen: 

Artik(d 1 

Das Gesetz über die Entschädigung der Mit­
glieder des Bundestages vom 27. Mai 1958 (Bundes­
gesetzb1. I S. 379) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gc~ündert: 

a) Absatz 2 erhält fol9ende Fassung: 

,, (2) Mitglieder, die infolge Ablaufs der 
Wc1hlperiode oder der Auflösung des Bundes­
tages die Milgliedscha.fl im Bundestag ver­
lieren und nicht wiedergewählt werden, er­
halten, wenn sie dem Bundestag mindestens 
ein Jahr angehört haben, die Aufwandsent­
sch~idigung bis zum Ende des dritten Monats 
nacb Ablauf des Mon<1ts, in dem sie ausge­
schieden sind. Für jedes weitere Jahr der 
Z11gehörigkcit zum Bundestag wird die 
Aufwandsentsd1üdi9ung für jeweils einen 
weiteren Monat gf~lcistet. Früher nach den 
vorstchr>nden Beslimmunqen geleistete Auf­
wandsenischäd igungen werden uTlfJ'Jrechnet. 
Tritt das frühere Mi 1.glied während des Be­
zugs von Aufw,rndsentsd1üdiaung gemäß 
S;Jtz 2 und 3 wieder in den Bundestag ein, 
ruht dieser An:.;prnch. 11 

b) Fo1gender Absatz 2 a wird eingefügt: 

,, (2 a) Wührcnd der Vvilh lperiode ausschei­
dc:odc Mitglieder des ,, . ..,.u,·,,L.-. erhalten 
die Aufvv,rndscnl.sdiüdigung bis zum Ende 
des I\1ona ls, in dem sie au.',geschieden sind. 
Aus Billig kc:H':qründen kann der Präsident 
die Bestirnmnn(Jcn des Absatzes 2 sinngemäß 
anvvenden. 11 

2. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,, (2) An jedem Sitzungstag wird eine An­
wesenheitsliste ausgelegt. Welche Tage als 
Sitzungstage gelten, beslimmt der Pr:isident im 
Benehmen mit dem Altestcnrat. Trägt sich ein 
Milglied des Bundestages nicht in die Anwesen­
heitsliste ein, wird ihm vom Tagegeldpauschale 
ein Betrag von 30 Deutsche Mark einbehalten. 
Dieser Betrag erhöht sich auf 50 Deutsche Mark, 
wenn ein Mitglied an einem Plenarsitzungstag 
sich nicht in die Anwesenheitsliste eingetragen 
hat und nicht beurlaubt war. Die Eintragung in 
die Anwesenheitsliste wird ersetzt durch Amtie­
ren als Präsident oder als Schriftführer, durch 
protokollierte Wortmeldung in einer Sitzung des 
Bundesta.ges, durch Teilnahme an einer nament­
lichen Abstimmung, durch f:intragung in die An­
wesenheitsliste eines Ausschns::;c:s oder durch die 
Vorlage eines genehmigten Dienstreiseantrages. 11 

*) Andcrl Gunclcsr1csclz1Jl. III 1001-4 

3. § 9 erhält folgende Fassung: 

,,§ 9 

Stirbt ein Mitglied des Bundestages, so er­
halten seine Hinterbliebenen die noch nicht ab­
gerechneten Vergütungen. Sein über]ebender 
Ehegatte, seine ehelichen und für ehelich er­
klärten Abkömmlinge sowie die von ihm an 
Kindes Statt angenommenen Kinder erhalt,en für 
die auf den Sterbemonat folgenden sechs Monate 
die volle und für weitere sechs Monate die Hälfte 
der Aufwandsentschädigung nach § 1 Abs. 1 als 
Sterbegeld. An wen die Zahlungen zu leisten 
sind, bestimmt der Präsident. Sind Hinterbliebene 
im Sinne des Satzes 2 nicht vorhanden, kann auf 
Antrag sonstigen Personen, die die Kosten der 
letzten Krankheit oder der Bestattung getragen 
haben, das Sterbegeld bis zur Höhe ihrer Auf­
wendungen gewährt werden. 11 

Artikel 2 

Dieses Gesetz und das Gesetz über die Ent­
schädigung der Mitglieder des Bundestages vom 
27. Mai 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 379) gelten nach 
Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungs­
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Die Bundesregierung hat dem vorstehenden Gesetz 
die nach Artikel 113 des Grundgesetzes erforder• 
liehe Zustimmung erteilt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 15. Juni 1961 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 

Der Bundesminister des Innern 
Dr. Schröder 

Der Bundesminister der Finanzen 
Etz el 
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Kraftfahrzeugsteuer-Durchführungsverordnung 
(KraftStDV 1961) 

Vom 14. Juni 1961 

Auf Grund des § 14 Abs. 2 und des § 17 Abs. 1 
des Krattf ahrzeugsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 1961 (Bundesgesetz­
blatt I '> 1) verordnet die Bundesregierung mit Zu­
stimmung des Bundesrates: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Kraftfahrzeuge und Kralitfahrzeug-Anhänger 

Die Begriffe Kraftfahrzeug und Kraftfahrzeug­
Anhänger richten sich, soweit nichts anderes be­
stimmt ist, nach den verkehrsrechtlichen Vorschrif­
ten; die Art eines Fahrzeugs ergibt sich aus der 
Eintragung im Kraftfahrzeug- oder Anhängerbrief. 

§ 2 

Deutsche und außerdeutsche Fahrzeuge 

(1) Deutsche Fahrzeuge sind Fahrzeuge, die unter 
die Vorschriften über das deutsche Zulassungsver-• 
fahren fallen. 

(2) Außerdeutsche Fahrzeuge sind Fahrzeuge, die 
in einem ausländischen Zulassungsverfahren zuge­
lassen sind. 

§ 3 

Sachliche Zuständigkeit 

Die Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer kann 
abweichend von der allgemeinen Bezirkseinteilung 
der Finanzämter bestimmten Finanzämtern übertra­
gen werden. 

§ 4 

Drtliche Zuständigkeit 

(1) Ortlich zuständig ist 
1. bei deutschen Fahrzeugen 

a) regelmäßig das Finanzamt, in dessen 
Bezirk das Fahrzeug zum Verkehr zuge­
lassen worden ist, 

b) in Fällen, in denen ein zum· Verkehr 
nicht zugelassenes Fahrzeug widerrecht­
lich benutzt wird, das Finanzamt, das 
zuerst mit der Sache befaßt wird; 

2. bei außerdeutschen Fahrzeugen 

a) zur steuerlichen Abfertigung beim Ein­
gang 

das Finanzamt, in dessen Bezirk das 
Fahrzeug zollc1mtlich abgefertigt wird, 

b) im übrigen 
das Finanzamt, das zuerst mit der 
Sache befaßt wird. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a 
wird bei deutschen - Fahrzeugen, die mit eigener 
Triebkraft in das Ausland ausgeführt werden sollen 
und hierzu ein länglichrundes Kennzeichen erhalten, 
nach Ablauf der in § 2 Nr. 9 Satz 2 des Gesetzes 

bezeichneten Frist jedes Finanzamt örtlich zuständig, 
das mit der Sache befaßt wird. 

§ 5 

Mitwirkung der Zollbehörden 

Für die Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer bei 
deutschen Fahrzeugen, die mit eigener Triebkraft in 
das Ausland ausgeführt werden und hierzu ein 
länglichrundes Kennzeichen erhalten, sowie für die 
Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer bei außerdeut­
schen Fahrzeugen nehmen die Finanzämter die 
Rechts- und Amtshilfe der Grenzzollstellen und der 
von den Oberfinanzdirektionen bestimmten Zoll­
stellen im Innern in Anspruch. 

§ 6 

Beistandspflicht der Zulassungsstellen 

Die für die Zulassung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeug-Anhängern zuständigen Verwaltungs­
behörden (Zulassungsstellen) und die von ihnen mit 
der Vorbereitung und Durchführung der Zulassung 
beauftragten Stellen sind verpflichtet, bei der Durch­
führung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes mitzu­
wirken. 

II. Deutsche Fahr z e u g e 

§ 7 

Steueranmeldung 

(1) Das Halten eines deutschen Fahrzeugs zum· 
Verkehr auf öffentlichen Straßen ist anzumelden 
(Steueranmeldung). 

(2) '.lur Steueranmeldung ist der Eigentümer des 
Fahrzeugs und, wenn es für einen anderen zuge­
lassen wird, auch dieser verpflichtet. 

(3) Die Steueranmeldung ist bei der Zulassungs­
stelle einzureichen. 

(4) Die Steueranmeldung ist Steuererklärung im 
Sinne der Reichsabgabenordnung. Sie ist abzugeben 

1. wenn ein Fahrzeug erstmalig zum Verkehr 
auf öffentlichen Straßen zugelassen werden 
soll (§ 18 Abs. 1, § 23 der Straßenverkehrs­
Zulassungs-Ordnung - StVZO); 

2. wenn der regelmäßige Standort eines Fahr­
zeugs in den Bezirk einer anderen Zulas­
sungsstelle verlegt und die Zuteilung eines 
neuen Kennzeichens beantragt wird (§ 27 
Abs. 2 StVZO); 

3. wenn ein zugelassenes Fahrzeug nach der 
Steuerabmeldung (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 des Ge­
setzes) wieder benutzt werden soll; 

4. wenn ein zugelassenes Fahrzeug nach der 
Zwangsabmeldung (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 des Ge­
setzes) wieder benutzt werden soll; 

5. wenn ein zugelassenes Fahrzeug auf einen 
anderen Steuerschuldner übergeht (§ 27 
Abs. 3 StVZO); 
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6. wenn ein Fahrzeug, dessen Betrieb unter­
sagt worden ist {§§ 17, 27 Abs. 3, § 29 
Abs. 6, § 29 d Abs. 2 St VZO), zum Verkehr 
auf öffentlichen Straßen von neuem zuge­
lassen werden soll; 

7. wenn ein Fahrzeug während der Dauer der 
Steuerpflicht verlindcrt und die Steuer 
durch die Veränderung höher oder niedri­
ger oder wenn infolge der Veränderung 
ein von der Sleuer befreites Fahrzeug 
sleucrpflichlig wird. 

(5) Für die Stenernnmcldung sind amtliche Vor­
drucke zu verwenden, die von den Zulassungsstellen 
und den Finanzämtern vorrätig gehalten werden. 

(6) Einer Steueranmeldung bedarf es nicht 

1. bei Fahrzeugen, die von den Vorschriften 
über das Zulassungsverfahren ausgenom­
men sind, 

2. bei Fahrzeugen, die von Dienststellen der 
Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes, der 
Deutschen Bundespost oder der Deutschen 
Bundesbahn zugelassen werden. 

(7) Das Finanzamt kann auf die Vorlage einer 
Steueranmeldung verzichten 

1. bei Fahrzeugen 

a) der Bundeswehr und des Bundesgrenz­
schutzes, die nicht unter Absatz 6 Nr. 2 
fallen, 

b) der Polizei und des Zollgrenzdienstes, 

wenn Bauart und Einrichtung des Fahrzeugs 
unzweifelhaft erkennen lassen, daß das 
Fahrzeug ausschließlich im Dienst dieser 
Einrichtungen verwendet werden soll, 

2. bei Fahrzeugen des Bundes, eines Landes, 
einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes 
oder eines Zweckverbandes, wenn Bauart 
und Einrichtung des Fahrzeugs unzweifel­
haft erkennen lassen, daß das Fahrzeug 
ausschließlich für einen der in § 2 Nrn. 3 
und 4 des Gesetzes bezeichneten Zwecke 
verwendet werden soll. 

§ 8 

Mitwirkung der Zulassungsstellen 

Die Zulassungsstelle prüft die Steueranmeldung, 
bescheinigt die Dbcreinstimmung der Eintragungen 
mit den Angaben in den ihr vorgelegten Urkunden, 
versieht die Bescheinigung mit dem Dienststempel 
und übersendet die Anmeldung dem zuständigen 
Finanzamt. 

§ 9 

Prüfung von Unterlagen 

Zur Aufklärung von Zweifeln oder Unstimmig­
keiten kann sich das Finanzamt das Fahrzeug vor­
führen und den Fahrzeugbrief, den Kraftfahrzeug­
oder Anhängerschein sowie den Steuerbescheid vor­
legen lassen. 

§ 10 

Zusammenlegung von Fälligkeitsterminen 

Schuldet ein Steuerpflichtiger die Steuer für mehr 
als ein Fahrzeug und wird die Steuer für die Fahr­
zeuge an verschiedenen Kalendertagen fällig, so 
kann das Finanzamt auf Antrag zulassen, daß die 
Steuer für eines oder für mehrere dieser Fahrzeuge 
für einen Zeitraum bis zu neunzig Tagen tageweise 
entrichtet wird. Voraussetzung ist, daß hierdurch 
für sämtliche Fahrzeuge des Steuerschuldners ein 

· einheitlicher Fälligkeitstag erreicht wird. Die Steuer 
beträgt in diesen Fällen für jeden Kalendertag ein 
Hundertstel der Vierteljahressteuer einschließlich 
des Aufgeldes. 

§ 11 

Berechnung der Steuer, Abrundung 

Bei Berechnung der Steuer wird der Steuerbetrag 
(einschließlich des Aufgeldes) auf den nächsten 
durch zehn teilbaren Pfennigbetrag nach unten ab­
gerundet. 

§ 12 

Steuerfestsetzung 

(1) Das Finanzamt setzt die Steuer fest 

1. unbefristet, wenn der Zeitpunkt der Been­
digung der Steuerpflicht nicht feststeht, 

2. für einen bestimmten Zeitabschnitt, 

a) wenn bei der Zuteilung eines Kennzei­
chens für Probe- und Uberführungs­
fahrten oder bei widerrechtlicher Benut­
zung eines Fahrzeugs der Zeitpunkt der 
Beendigung der Steuerpflicht feststeht, 

b) wenn bei einem Fahrzeug, dessen Hal­
ten nach § 2 des Gesetzes von der 
Steuer befreit ist, die Voraussetzungen 
für die Steuerbefreiung nur vorüber­
gehend wegfallen, 

c) wenn sie in den Fällen des § 10 tage-
weise entrichtet werden soll. 

Im Falle der Nummer 1 ist der Steuerbetrag für den 
vom Steuerschuldner gewählten Entrichtungszeit­
raum (§ 13 Abs. 1 und 2 des Gesetzes) festzusetzen. 
Die Steuer kann auch für alle in Betracht kommen­
den Entrichtungszeiträume festgesetzt werden. 

(2) Das Finanzamt hat die Steuer, auch wenn die 
nach Absatz 1 ergangene Steuerfestsetzung unan­
fechtbar geworden ist, neu festzusetzen, wenn die 
Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung (§ 2 des 
Gesetzes), einen Steuererlaß (§ 3 des Gesetzes) oder 
eine Steuerermäßigung (§ 11 Abs. 2 des Gesetzes) 
vorliegen oder wegfallen. Soweit auf Grund der 
Neufestsetzung Steuerbeträge zu erstatten sind, gilt 
§ 14 Abs. 1 des Gesetzes entsprechend. 

(3) Fallen die Voraussetzungen, unter denen nach 
§ 3 des Gesetzes die Steuer ganz oder teilweise 
erlassen oder nach § 11 Abs. 2 des Gesetzes eine 
ermäßigte Steuer festgesetzt worden ist, nur vor-
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übergehend weg, so kann von einer Neufestsetzung 
abgesehen und die nach Absatz 1 Nr. 1 ergangene 
Steuerfestsetzung durch eine Steuerfestsetzung für 
einen bestimmten Zeitabschnitt ergänzt werden. Die 
Ergänzungsfestsetzung ist auf den Unterschieds­
betrag zu beschränken. 

(4) Die Festsetzungsverfügung (Absätze 1 bis 3) 
ist dem Steuerschuldner durch Steuerbescheid (§ 212 
der Reichsabgabenordnung) bekanntzugeben. Sie 
soll auch die Berechnung der Steuer und ihre Grund­
lagen, eine Anweisung, wo, wann und wie die 
Steuer zu entrichten ist, und eine Belehrung enthal­
ten, welches Rechtsmittel zulässig ist und bei wel­
cher Behörde es einzulegen ist. In den Fällen des 
Absatzes 3 soll sie ferner den Hinweis enthalten, 
daß die nach Absatz 1 Nr. 1 ergangene Steuerfest­
setzung unberührt bleibt. 

§ 13 

Steuervergünstigungen 

(1) Steht einem Steuerpflichtigen eine Steuerbe­
freiung (§ 2 des Gesetzes) oder eine Steuerermäßi­
gung (§ 11 Abs. 2 des Gesetzes) zu oder begehrt er 
einen Steuererlaß (§ 3 des Gesetzes), so hat er dies 
unter Angabe der Gründe geltend zu machen. 

(2) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuer­
vergünstigung weg, so hat der Steuerpflichtige dies 
dem Finanzamt unverzüglich anzuzeigen. Ist auf die 
Vorlage einer Steueranmeldung verzichtet worden 
(§ 7 Abs. 7), so hat der Steuerpflichtige zugleich eine 
Steueranmeldung bei der Zulassungsstelle einzu­
reichen. 

(3) Erläßt das Finanzamt die Steuer ganz oder 
teilweise nach § 3 des Gesetzes, so ist dies, wenn 
der Zulassungsschein noch nicht ausgehändigt ist, 
von der Zulassungsstelle, in allen anderen Fällen 
vom Finanzamt auf dem Kraftfahrzeugschein zu ver­
merken. Der Vermerk ist zu löschen, wenn die Vor­
aussetzungen für den Steuererlaß nicht nur vorüber­
gehend wegfallen. 

(4) In den Fällen des § 11 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a 
des Gesetzes ist der Steuerschuldner verpflichtet, 
die Verwendung des Kraftomnibusses buchmäßig 
nachzuweisen. Ein Kraftomnibus gilt als überwie­
gend im Linienverkehr verwendet, wenn er in dem 
Zeitraum, für den die Steuer jeweils entridi'tet ist 
(§ 13 Abs. 1 und 2 des Gesetzes), mehr als 50 vom 
Hundert der insgesamt gefahrenen Strecke im 
Linienverkehr zurückgelegt hat. 

§ 14 

Nichtaushändigung des KrnHfahrzeug­
oder Anhängerscheins 

(1) Hat die Zulassungsstelle dem Finanzamt eine 
Steueranmeldung übersandt, den beantragten Kraft­
fahrzeug- oder Anhängerschein aber nicht ausge­
händigt, so benachrichtigt sie das Finanzamt. Hat 
das Finanzamt zum Nachweis, daß den Vorschriften 
über die Kraftfahrzeugsteuer genügt ist (§ 15 des 
Gesetzes), eine Bescheinigung oder eine sonstige 
Urkunde ausgestellt, so ist der Inhaber dieser 
Urkunde verpflichtet, sie dem Finanzamt auf Ver­
langen zurückzugeben. 

(2) Sobald dem Finanzamt die Nachricht der Zu­
lassungsstelle (Absatz 1 Satz 1) und gegebenenfalls 
die Urkunde (Absatz 1 Satz 2) vorliegen, macht es 
die Steueranmeldung ungültig und nimmt, falls es 
die Steuer bereits festgesetzt hat, die Steuerfest­
setzung zurück. 

§ 15 

Änderung des amtlichen Kennzeichens 

Die Zulassungsstelle benachrichtigt das Finanz­
amt, wenn sie das Kennzeichen, das sie für ein 
Fahrzeug zugeteilt hat, ändert (§ 23 Abs. 4 StVZO). 
Der Steuerschuldner soll in diesem Fall dem Finanz­
amt den Steuerbescheid (§ 12 Abs. 4) zur Berichti­
gung vorlegen. 

§ 16 

Standortverlegung 

(1) Verlegt der Steuerschuldner während der 
Dauer der Steuerpflicht den regelmäßigen Standort 
(Heimatort) des Fahrzeugs, so hat er dies dem bis­
her zuständigen Finanzamt mitzuteilen, wenn in­
folge der Standortverlegung eine andere Zulas­
sungsstelle zuständig wird. Wird infolge der Stand­
ortverlegung auch ein anderes Finanzamt örtlich 
zuständig, so bescheinigt das bisher zuständige 
Finanzamt dem Steuerschuldner, bis zu welchem Tag 
die Steuer entrichtet ist. Der Steuerschuldner hat 
diese Bescheinigung dem neu zuständig geworde­
nen Finanzamt vorzulegen. 

(2) Die bisher zuständige Zulassungsstelle hat 
dem Finanzamt, in dessen Bezirk sie ihren Sitz hat, 
den Tag der Standortverlegung mitzuteilen. Als Tag 
der Standortverlegung gilt der Tag, an dem die zu­
ständig gewordene Zulassungsstelle den neuen 
Kraftfahrzeug- oder Anhängerschein ausgehändigt 
und das neue Kennzeichen abgestempelt hat. 

(3) Bleibt das Finanzamt örtlich zuständig, so be­
richtigt es die Steuerfestsetzung und den Steuerbe­
scheid. Ist infolge der Standortverlegung ein ande­
res Finanzamt örtlich zuständig geworden, so nimmt 
das bisher zuständige Finanzamt, sobald die Mittei­
lung der Zulassungsstelle {Absatz 2 Satz 1) vorliegt, 
die Steuerfestsetzung mit Wirkung vom Tage der 
Standortverlegung zurück. Steuerbeträge, die vor 
dem Tage der Standortverlegung fällig gewesen 
und entrichtet worden sind, werden nicht erstattet; 
dies gilt nicht, wenn der Steuerschuldner die ihm 
erteilte Bescheinigung (Absatz 1 Satz 2) zurückgibt. 

(4) Das neu zuständig gewordene Finanzamt setzt 
die Steuer mit Wirkung vom Tage der Standortver­
legung fest. Es behandelt jtdoch die Steuerschuld 
bis zu dem Tage, der sich aus der Bescheinigung 
des zuständig gewesenen Finanzamts (Absatz 1 
Sätze 2 und 3) ergibt, als getilgt, indem es den Be­
ginn des ersten Entrichtungszeitraums auf den dar­
auf folgenden Tag hinausschiebt. Die Bescheinigung 
ist zu den Fahrzeugakten zu nehmen. 

§ 17 

Ende der Steuerpflicht 

(1) In den Fällen des § 7 des Gesetzes hat die 
Zulassungsstelle dem Finanzamt mitzuteilen, an 
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welchem Tag der Kraftfahrzeug- oder Anhänger­
schein zurückgegeben oder eingezogen und der 
Dienststempel auf dem Kennzeichen entfernt wor­
den ist. 

(2) Bei einem Wechsel des Steuerschuldners (§ 8 
des Gesetzes) hat die Zulassungsstelle dem Finanz­
amt den Tag mitzuteilen, an dem die Anzeige über 
die Veräußerung (§ 27 Abs. 3 StVZO) bei ihr einge­
gangen ist. Ist diese Anzeige unterblieben, so hat 
die Zulassungsstelle dem Finanzamt den Tag mit­
zuteilen, an dem der von ihr ausgestellte Kraftfahr­
zeug- oder Anhängerschein zurückgegeben worden 
ist. 

(3) An Stelle des von der Zulassungsstelle mit­
geteilten Tages darf das Finanzamt einen früheren 
Tag als Stichtag für die Beendigung der Steuerpflicht 
zugrunde legen, wenn glaubhaft gemacht wird, daß 
das Fahrzeug seit diesem früheren Tag nicht mehr 
benutzt worden ist, oder wenn sonstige Billigkeits­
gründe vorliegen. Solche sind insbesondere ge­
geben, wenn der Steuerschuldner die Verzögerung 
der Rückgabe des Kraftfahrzeug- oder Anhänger­
scheins und der Entstempelung des Kennzeichens 
nicht verschuldet hat. 

§ 18 

Erstattung der Steuer 

(1) Soweit sich bei einem Wechsel des Steuer­
schuldners (§ 8 des Gesetzes) eine doppelte Be­
steuerung daraus ergibt, daß dem bisherigen Steuer­
schuldner nach § 14 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes für 
einen Zeitraum von weniger als einem Monat ein 
Erstattungsanspruch nicht zusteht, der neue Steuer­
schuldner jedoch für den gleichen Zeitraum die 
Steuer zu entrichten hat, ist dem bisherigen Steuer­
schuldner die Steuer auch für diesen Zeitraum zu 
erstatten. Als Erstattungsbetrag ist für jeden Tag, 
der nach dem Tag der Beendigung der Steuerpflicht 
liegt, ein Betrag in Höhe von einem Hundertstel der 
Vierteljahressteuer einschließlich des Aufgeldes an­
zusetzen. § 14 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes bleibt un­
berührt. 

(2) Bei Berechnung der zu erstattenden Steuer 
werden die sich nach § 14 Abs. 1 des Gesetzes und 
nach Absatz 1 ergebenden Beträge zusammengerech­
net. Der Gesamtbetrag wird auf den nächsten durch 
zehn teilbaren Pfennigbetrag nach unten abgerundet. 

§ 19 

Abredmungsverfahren 

(1) Die Bundeswehr, der Bundesgrenzschutz, die 
Deutsche Bundespost und die Deutsche Bundesbahn 
entrichten die Steuer für die Fahrzeuge, die nach 
§ 68 Abs. 3 St VZO von ihren Dienststellen zugelas­
sen sind oder werden, im Abrechnungsverfahren. 

(2) Abrechnungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(3) Die Steuer ist in einer Nachweisung für jedes 
Fahrzeug einzeln zu berechnen. Auf die Summe der 
Steuerbeträge, die sich für ein Kalenderjahr ergibt, 
ist bis zum 10. April dieses Jahres eine Abschlags­
zahlung zu leisten. Diese betr&gt 90 vom Hundert 
der Jahressteuer für die am 1. Januar des gleichen 

Jahres vorhandenen Fahrzeuge. Die für den Abrech­
nungszeitraum endgültig festgestellte Summe der 
Steuerbeträge ist dem Finanzamt bis zum 15. Fe­
bruar des folgenden Jahres mitzuteilen; ist diese 
Summe höher als der Betrag der Abschlagszahlung, 
so ist der Unterschiedsbetrag bis zu diesem Tag zu 
entrichten. 

(4) Das Finanzamt setzt die Steuer in einem 
Gesamtbetrag fest und gibt dem Steuerschuldner 
den festgesetzten Steuerbetrag bekannt. 

§ 20 

Fahrzeuge mit länglichrundem Kennzeichen 

Bei Fahrzeugen, die mit eigener Triebkraft in das 
Ausland ausgeführt werden sollen und hierzu ein 
länglichrundes Kennzeichen erhalten, sind die nach 
§§ 21 bis 26 für außerdeutsche Fahrzeuge geltenden 
Bestimmungen sinngemäß anzuwenden. 

III. Außer de u t s c h e Fahrzeuge 

§ 21 

Grundsatz 

Für die Behandlung außerdeutscher Fahrzeuge 
gelten, soweit in den §§ 22 bis 27 nichts anderes 
bestimmt ist, die §§ 7 bis 18 entsprechend. 

§ 22 

Steueranmeldung 

(1) Das Halten eines außerdeutschen Fahrzeugs 
zum Verkehr auf öffentlichen Straßen ist bei der 
Zollstelle anzumelden, der die zollamtliche Abferti­
gung obliegt. Dies gilt nicht, soweit die Steuer nach 
§ 27 im Abrechnungsverfahren entrichtet wird. 

(2) Zur Anmeldung ist verpflichtet, wer das Fahr­
zeug im Bundesgebiet benutzen will. 

§ 23 

Steuerfestsetzung, Steuerkarte 

(1) Die Zollstelle setzt die Steuer auf der Steuer­
anmeldung fest und gibt dem Steuerschuldner den 
festgesetzten Steuerbetrag bekannt. Zum Nachweis, 
daß die Steuer entrichtet ist, erhält der Steuer­
schuldner eine mit Quittung versehene Steuerkarte. 

(2) Die Steuerkarte gilt für die Zeitdauer, für die 
die Steuer entrichtet ist. Sie verliert jedoch in den 
Fällen, in denen die Steuer tageweise entrichtet ist 
(§ 13 Abs. 3 Sätze 1 und 2 des Gesetzes), ihre Gültig­
keit spätestens nach Ablauf eines Jahres. 

(3) Eine Kraftfahrzeugsteuerliste über die erteil­
ten Steuerkarten wird nicht geführt. 

§ 24 

Weiterversteuerung 

(1) Dauert der inländische Aufenthalt über die 
Zeit hinaus, für die die Steuer entrichtet ist, so 
muß der Steuerschuldner das Fahrzeug vor Ablauf 
der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte zur Weiter­
versteuenmg anmelden und dabei die Steuerkarte 
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· vorlegen. Er kann die Weiterversteuerung bei jeder 
Zollstelle vornehmen, die mit der Erhebung der 
Kraftfahrzeugsteuer befaßt ist. 

(2) Für die Anmeldung, die Steuerfestsetzung und 
die Erteilung d<~r Steuerkarte (Verlängerungskarte) 
gelten die §§ 22 und 23 entsprechend. 

§ 25 

Erstattung 

Ansprüche auf Erstattung der Steuer (§ 14 des 
Gesetzes) sind uni.er Rückgabe der Steuerkarte bei 
der Stelle geltend zu machen, die die Steuer fest­
gesetzt hat. Als Tag der Beendigung der Steuer­
pflicht gilt der Tag, an dem der Steuerschuldner die 
Steuerkarte zurückgibt. § 17 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§ 26 

Uberwadnmg 

(1) Der Steuerschuldner ist vc~rpflichtct, die Steuer­
karte auf Verlangen den Grenzaufsichtsbeamten 
sowie den Aufsichtsbeamlen der Polizeiverwaltung 
vorzuzeigen und die erforderliche Auskunft zu 
geben. Ein Fahrzeug darf aus diesem Anlaß nur im 
Grenzbezirk ungelrnlten werden. 

(2) Wird die Crenze während der Gültigkeits­
dauer der Steuerkarte mdl rmals überschritten, so 
hat dPr Steuerschuldner die Steuerkarte bei jedem 
Grenzübertritt vorzulegen. 

§ 27 

Außerdeutsche Schienen- Straßen-Anhänger 

(1) Für außerdeutsche Kraftfahrzeug-Anhänger, 
die zum vorübergPhenden Aufenthalt auf dem 

Bonn, den 14. Juni 1961 

Schienenwege in das Bundesgebiet eingehen oder 
nach vorübergehendem Aufenthalt das Bundesgebiet 
auf dem Schienenwege verlassen, kann die Deutsche 
Bundesbahn die in einem Kalendermonat fällig 
gewordene Steuer bis zum Zwanzigsten des folgen­
den Monats im Abrechnungsverfahren entrichten. 
Dies gilt auch, wenn die Deutsche Bundesbahn nicht 
Steuerschuldner ist. An die Stelle der Steuerkarte 
(§ 23) tritt eine Bescheinigung der Deutschen Bun­
desbahn über die Erfassung zur Kraftfahrzeugsteuer. 

(2) Die in Absatz 1 für die Deutsche Bundesbahn 
gE!troffene Regelung gilt entsprechend für nicht­
bundeseigene Eisenbahnen. 

IV. Schlußbestimmungen 

§ 28 

Die Durchführungsverordnung zum Kraftfahrzeug­
steuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 423) und des 
Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuer­
gesetzes vom 19. Dezember 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1005) wird aufgehoben. 

§ 29 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 4 Abs. 1 
des Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuer­
gesetzes auch im Land Berlin. 

§ 30 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver­
kündung in Kraft. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister der Finanzen 
Etz el 

Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 
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